
KI-01 KI und die Zukunft der Arbeit: Grundeinkommen als Bündnisgrüne Antwort konkretisieren

Antragsteller*in: Kai Henßen (RV Hannover)
Tagesordnungspunkt: KI TOP 12 - KI-Strategie

Antragstext

Die Bundesdelegiertenkonferenz möge beschließen:

Der Bundesvorstand wird beauftragt, bis zur nächsten ordentlichen 
Bundesdelegiertenkonferenz (BDK) ein Konzept vorzulegen, das die im 
Grundsatzprogramm 2020 verankerte Leitidee eines Bedingungslosen Grundeinkommens 
vor dem Hintergrund der beschleunigten Automatisierung durch generative 
Künstliche Intelligenz (KI) und maschinelles Lernen konkretisiert. Das Konzept 
soll insbesondere behandeln:
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eine aktuelle Folgenabschätzung zu den Auswirkungen KI-gestützter 
Automatisierung auf Beschäftigung und Einkommensverteilung in Deutschland 
unter Einbeziehung bestehender Studien;
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eine Abgrenzung und mögliche Wechselwirkung zwischen der bestehenden 
Garantiesicherung und einem weitergehenden Grundeinkommensmodell;
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Finanzierungsoptionen, insbesondere eine Wertschöpfungsabgabe auf KI-
bedingte Produktivitätsgewinne sowie eine Weiterentwicklung der 
Kapitalbesteuerung im Sinne von Paragraph 148 des Grundsatzprogramms;
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eine Empfehlung, ob und wie sich die Partei auf Basis dieser Prüfung auch 
nach außen hin klarer zum Grundeinkommen als Leitidee bzw. als möglichem 
Lösungsbaustein für den KI-bedingten Strukturwandel positionieren sollte.
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Einfache Sprache

Wir fordern den Bundesvorstand auf, bis zur nächsten großen Parteikonferenz 
(Bundesdelegiertenkonferenz, kurz BDK) ein Konzept zu erarbeiten. Darin soll 
stehen, wie unsere Partei-Idee eines Grundeinkommens angesichts der neuen 
Entwicklungen bei Künstlicher Intelligenz (KI) heute aussehen könnte. Das 
Konzept soll vier Fragen beantworten:

Begründung

Weitere Begründung erfolgt mündlich. Dieser Antrag wurde durch das Sprecher*innen-Team der LAG
Grundeinkommen Niedersachsen initiiert und formuliert.

Begründung, auch in einfacher Sprache, inkl. Quellen: https://wolke.netzbegruenung.de/s/
zCGZ58spTXN98PR

weitere Antragsteller*innen

Bettina Deutelmoser (KV Stade); Thomas Wolff (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf); Kathrin Weber
(KV Bielefeld); Martin Pilgram (KV Starnberg); Philipp Schmagold (KV Plön); Claudia Laux (KV Coburg-
Land); Christopher Stark (KV München); Dániel Fehér (KV Berlin-Pankow); Klaudia Stürmer (KV
Esslingen); Hanna Tlach (KV Konstanz); Tabitha Elkins (LV Bayern); Mario Hüttenhofer (KV Hamburg-
Harburg); Eleonore Grabowski (KV Wesel); Manuel Nöller (KV Ludwigsburg); Thomas Gutmann (KV
Frankfurt); Benjamin Beckmann (KV Dortmund); Christoph Behnke (KV Stade); Michaela Kugler (KV
Stade); Susanne Hilbrecht (KV Dithmarschen); sowie 97 weitere Antragsteller*innen, die online auf
Antragsgrün eingesehen werden können.
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Wie verändert KI schon heute Arbeitsplätze und Einkommen in Deutschland? 
Dafür sollen aktuelle Studien ausgewertet werden, zum Beispiel vom 
Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung.
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Wie unterscheidet sich unser bisheriges Modell, die Garantiesicherung, von 
einem echten Grundeinkommen — und wie könnten beide zusammenpassen?
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Wie könnte ein Grundeinkommen finanziert werden? Zum Beispiel durch eine 
Abgabe auf zusätzliche Gewinne, die Unternehmen durch den Einsatz von KI 
machen.
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Soll sich die Partei nach dieser Prüfung auch öffentlich klarer zum 
Grundeinkommen bekennen — als Leitidee oder als möglicher Bestandteil 
eines Zukunftsbildes?
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S-03 Anhang 3 zur Satzung, Neu: Mitgliederratsordnung

Gremium: Bundesvorstand
Beschlussdatum: 01.10.2026
Tagesordnungspunkt: S TOP 03 - Satzung und Geschäftsordnung (1/2)

Antragstext

Mitgliederratsordnung

§1 Präambel

Aufgabe eines Mitgliederrates ist es, ein für die ganze Gesellschaft und die 
Parteimitglieder relevantes Thema zu diskutieren, Handlungsempfehlungen für die 
Partei zu erarbeiten und gegebenenfalls einen Antrag an die Bundesversammlung zu 
stellen. Ein Mitgliederrat versteht sich als Kollektivorgan, dessen Mitglieder 
sich untereinander offen und fair austauschen. Die gemeinsamen Beschlüsse werden 
protokolliert und der Partei digital zur Verfügung gestellt.

§ 2 Mitgliederratsinitiativen von Parteigliederungen

(1) Einer Mitgliederratsinitiative von Parteigliederungen nach §29 (3) der 
Satzung sind zusätzlich zu dem Antragstext folgende Unterlagen beizufügen:

von dem*der Protokollführer*in unterzeichneter Protokollauszug der 
Versammlung, auf der die Unterstützung der Mitgliederratsinitiative durch 
den Landesverband oder Kreisverband beschlossen wurde,

Anschrift von zwei Vertrauenspersonen (Initiator*innen).

(2) Die nach §29 (3) erforderliche Mindestzahl von einem Zehntel der 
Kreisverbände berechnet sich nach der Gesamtzahl der Kreisverbände, die zum 
31.12. des Vorjahres beim Bundesverband gemeldet war.

§ 3 Mitgliederratsinitiativen von Mitgliedern

(1) Jedes Mitglied von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN ist nach §29 (3) der Satzung 
berechtigt, das Verfahren für eine Mitgliederratsinitiative einzuleiten. 
(2) Einer Mitgliederratsinitiative von Mitgliedern nach §29 (3) der Satzung sind 
zusätzlich zu dem Antragstext folgende Unterlagen beizufügen:

Anschrift von zwei Vertrauenspersonen (Initiator*innen),

Name, Anschrift, Kreisverband, Unterschrift von fünf von hundert 
Mitgliedern von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN.

(3) Maßgeblich für die Berechnung des Quorums von fünf von Hundert der 
Mitglieder ist die Zahl der Mitglieder zum 31.12. des Vorjahres lt. 
Prüfungsbericht des Wirtschaftsprüfungsinstituts.
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§ 4 Antragstext

(1) Ein Antragstext zur Einberufung eines Mitgliederrates muss folgende Angaben 
enthalten:

a. Begründung des Sachverhaltes inkl. konkreter Fragestellung

b. Anzahl der Mitglieder des Mitgliederrates

(2) Ein Mitgliederrat dient der Beratung gesellschaftlich relevanter und 
innerparteilich strittiger Fragen. Ausgeschlossen sind Personalentscheidungen, 
Angelegenheiten laufender Gerichts- oder Schiedsverfahren sowie 
Einzelfallentscheidungen mit unmittelbarer Wirkung gegenüber einzelnen Personen. 
Das Thema ist klar abgrenzbar und lässt Raum für unterschiedliche 
Lösungsansätze.

§ 5 Informationspflichten der Bundesgeschäftsstelle

(1) Die Einleitung einer Mitgliederratsinitiative ist der Bundesgeschäftsstelle 
unter Beifügung des Antragstextes und aller in §2 oder §3 geforderten Unterlagen 
mitzuteilen. 
(2) Die*der Generalsekretär*in ist gemäß §29 (3) der Satzung verpflichtet, im 
Rahmen der regelmäßigen Verteiler der Partei die Mitglieder über eine 
Mitgliederratsinitiative zu informieren. 
(3) Über die Unterschriftensammlung zur Einleitung einer 
Mitgliederratsinitiative nach §3 Mitgliederratsordnung (MiRaO) ist die 
Mitgliederbasis innerhalb von vier Wochen nach Eingang des Antragsschreibens in 
der Bundesgeschäftsstelle durch Versendung des Antragstexts im Rahmen der 
regelmäßigen Verteiler zu informieren. Über die erfolgreiche Einberufung eines 
Mitgliederrates ist die Mitgliederbasis innerhalb von 2 Wochen nach Eingang der, 
gemäß §2 oder §3 MiRaO, vorzulegenden Unterlagen über die Kreisverbände zu 
informieren.

§ 6 Rahmenbedingungen

(1) Es kann höchstens ein Mitgliederrat im Jahr einberufen werden. Dies gilt 
nicht für die Mitgliederratsinitiative nach §29 (3) Nummer 1 der Satzung. Ein 
Antrag auf Durchführung eines Mitgliederrats kann nur für das laufende oder das 
folgende Jahr gestellt werden. Ein einmal im Mitgliederrat behandelter Inhalt 
kann erst nach Ablauf von 3 Jahren erneut Gegenstand eines Mitgliederrates sein. 
In zu begründenden Ausnahmefällen, etwa bei besonderer Dringlichkeit oder einer 
wesentlichen Veränderung der Sachlage, kann ein Mitgliederrat zu einem bereits 
behandelten Thema auch vor Ablauf der Dreijahresfrist einberufen werden. 
(2) Ein Mitgliederrat legt seinen Abschlussbericht frühestens drei und 
spätestens sechs Monate nach seiner konstituierenden Sitzung vor. Dieser 
Abschlussbericht enthält die auftragsbezogenen Handlungsempfehlungen und 
mögliche Anträge. Bei der Erstellung des Abschlussberichtes wird ein 
Mitgliederrat durch die Bundesgeschäftsstelle personell unterstützt. 
(3) Ein Mitgliederrat soll höchstens sechs Mal tagen. Er tagt in der Regel 
digital. 
(4) Der*die Generalsekretär*in ist für die Durchführung eines Mitgliederrates 
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verantwortlich. 
(5) Reise- und Hotelkosten, sowie Verpflegungskosten, die den Mitgliedern durch 
die Teilnahme an einem Mitgliederrat entstehen, werden vom Bundesverband gemäß 
der Kostenerstattungsordnung des Bundesverbandes erstattet. 
(6) Die Kosten eines Mitgliederrates trägt die Bundespartei.

§ 7 Organisation

(1) Nach Einberufung eines Mitgliederrates beauftragt der Bundesverband in der 
Regel eine externe Prozessbegleitung. Die externe Prozessbegleitung soll 
öffentlich ausgeschrieben werden. Die Prozessbegleitung ist insbesondere 
verantwortlich für:

die Durchführung des Auslosungsverfahrens nach §8 MiRaO,

die Benachrichtigung und Information der ausgelosten Mitglieder,

die Planung, Moderation und Durchführung der Sitzungen,

das Wissensmanagement im Rahmen des Mitgliederratsprozesses.

(2) Die Sitzungen eines Mitgliederrates werden inhaltlich und organisatorisch 
von der externen Prozessbegleitung in der Regel in Zusammenarbeit mit den 
Vorsitzenden des Mitgliederrates und der*dem Generalsekretär*in vor- und 
nachbereitet.

§ 8 Auslosung

(1) Die Teilnehmer*innen eines Mitgliederrates werden per Losverfahren bestimmt. 
Die Teilnahme ist freiwillig. 
(2) Zu Losen sind mindestens 30 und höchstens 60 Personen. Ein Mitgliederrat ist 
gemäß des Frauenstatuts zu besetzen. Die Auswahl soll die Bevölkerung 
repräsentieren. Dazu wird ein mehrstufiges Zufallsstichprobenverfahren 
angewandt. Zunächst wird ein erster Mitgliederpool gelost. Diese Gruppe wird 
anschließend zu verschiedenen Repräsentationskriterien auf Basis des 
Vielfaltsstatutes und ihrer Teilnahmebereitschaft befragt. Auf Grundlage dieser 
Rückmeldungen wird ein Mitgliederrat gelost, der dem Querschnitt der Bevölkerung 
entsprechen soll. 
(3) Zur Teilnahme berechtigt ist jedes Parteimitglied. Ausgenommen von der 
Teilnahme sind Parteimitglieder, die in einem beruflichen oder finanziellen 
Abhängigkeitsverhältnis zum Bundesverband, Landesverbänden oder einem Bundes-, 
Landes- oder europäischen Parlament stehen. 
(4) Personenbezogene Daten, die auf Kreisverbandsebene erhoben werden, werden 
dem Bundesverband zur Auslosung eines Mitgliederrates zur Verfügung gestellt. 
(5) Die Auslosung erfolgt anonym und vertraulich unter Aufsicht des 
Justiziariats der Bundesgeschäftsstelle. Eine Nachverfolgung, nach welchen 
Kriterien die Person gelost wurde, darf nicht möglich sein.

§ 9 Arbeitsweise des Mitgliederrat

(1) Ein Mitgliederrat tagt mitgliederöffentlich. Die allgemeine Öffentlichkeit 
kann zugelassen werden. Er kann die Mitgliederöffentlichkeit mit einer 2/3 
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Mehrheit ausschließen. 
(2) Ein Mitgliederrat ist beschlussfähig, wenn mind. die Hälfte der Mitglieder 
anwesend ist. 
(3) Ein Mitgliederrat wählt mit einfacher Mehrheit aus seiner Mitte zwei 
Vorsitzende, die die Sitzungen gemeinsam mit der externen Prozessbegleitung und 
dem*der Generalsekretär*in vor- und nachbereiten. Die Ämter sind paritätisch zu 
be-setzen. 
(4) Jedes Mitglied des Mitgliederrates hat während der Sitzung Rederecht. Die 
Redezeit kann aus organisatorischen Gründen auf Vorschlag der Vorsitzenden des 
Mitgliederrates begrenzt werden. 
(5) Ein Mitgliederrat fasst Beschlüsse grundsätzlich mit einfacher Mehrheit. Der 
Abschlussbericht und/oder Antrag ist auf der BDK mit einer einfachen Mehrheit zu 
beschließen. 
(6) Ein Mitgliederrat kann beschließen, zu seinen Sitzungen neben Mitarbeitenden 
der Bundesgeschäftsstelle auch externe Gäste (z.B. Fachexpert*innen, BAG-
Sprecher*innen oder Amts- und Mandatsträger*innen) mit Rederecht einzuladen. 
(7) Mit Konstituierung eines Mitgliederrates kann eine parteiweite Umfrage zum 
Sachverhalt beauftragt werden. Die Fachabteilung der Bundesgeschäftsstelle 
erarbeitet gemeinsam mit dem Mitgliederrat Fragestellungen und führt die 
Mitgliederbefragung durch. Die Ergebnisse werden dem Mitgliederrat vorgestellt 
und in die Beratungen miteinbezogen.

§ 10 Schlussbestimmungen

(1) Diese Mitgliederratsordnung kann mit einfacher Mehrheit durch die 
Bundesversammlung oder den Länderrat geändert werden. 
(2) Diese Mitgliederratsordnung tritt mit ihrer Verabschiedung auf der 
Bundesversammlung am 06.12.2026 in Kraft.

Einfache Sprache

§ 1 Wozu gibt es einen Mitgliederrat?
• Ein Mitgliederrat bespricht ein wichtiges Thema. Das Thema ist für die 
Gesellschaft und für die Parteimitglieder wichtig. 
• Er erarbeitet Empfehlungen für die Partei. 
• Wenn nötig, stellt er einen Antrag an die Bundesversammlung. 
• Die Mitglieder sprechen offen und fair miteinander.

§ 2 Wenn Parteigliederungen einen Mitgliederrat wollen

Parteigliederungen sind zum Beispiel Landesverbände oder Kreisverbände. 
• Sie schreiben einen Antragstext. Dazu brauchen sie: 
o einen Auszug aus dem Protokoll der Versammlung, auf der die Unterstützung 
beschlossen wurde. Die Person, die das Protokoll geführt hat, unterschreibt ihn. 
o die Adressen von zwei Vertrauenspersonen. Sie sind die Initiator*innen. 
• Es müssen mindestens ein Zehntel der Kreisverbände mitmachen. 
• Für die Zahl der Kreisverbände zählt der Stand vom 31.12. des Vorjahres. So 
viele waren beim Bundesverband gemeldet.

§ 3 Wenn Mitglieder einen Mitgliederrat wollen
• Jedes Mitglied darf einen Mitgliederrat vorschlagen. 
• Dafür braucht es den Antragstext und die Adressen von zwei Vertrauenspersonen. 
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• Außerdem brauchen sie Unterschriften von 5 von 100 Mitgliedern (5 Prozent). Zu 
jeder Unterschrift gehören Name, Adresse und Kreisverband. 
• Für die Rechnung zählt die Zahl der Mitglieder am 31.12. des Vorjahres.

§ 4 Was im Antrag stehen muss
• Der Antrag erklärt, worum es geht, und stellt eine konkrete Frage. 
• Er nennt, wie viele Mitglieder der Mitgliederrat haben soll. 
• Das Thema muss für die Gesellschaft wichtig sein. In der Partei muss es dazu 
Diskussion geben. 
• Das Thema darf nicht sein: 
• eine Entscheidung über Personen, zum Beispiel eine Wahl, 
o eine Sache, über die gerade ein Gericht oder Schiedsgericht entscheidet. 
o eine Einzelfall-Entscheidung, die direkt eine einzelne Person betrifft. 
• Das Thema muss klar abgegrenzt sein. Es muss mehrere mögliche Lösungen geben.

§ 5 Was die Bundesgeschäftsstelle tun muss
• Wer einen Mitgliederrat starten will, meldet das der Bundesgeschäftsstelle. 
Der Antragstext und alle nötigen Unterlagen müssen dabei sein. 
• Der*die Generalsekretär*in informiert die Mitglieder über die üblichen 
Verteiler der Partei. 
• Bei einer Unterschriftensammlung (§ 3) gilt: Die Mitglieder bekommen den 
Antragstext spätestens 4 Wochen nach dem Eingang des Antrags. 
• Wenn der Mitgliederrat erfolgreich beantragt wurde, werden die Mitglieder 
innerhalb von 2 Wochen informiert. Das geschieht über die Kreisverbände. Die 2 
Wochen zählen ab dem Eingang der Unterlagen.

§ 6 Die Rahmenbedingungen
• Wie oft? Es gibt höchstens einen Mitgliederrat pro Jahr. Eine Ausnahme gilt 
für die Initiative nach § 29 (3) Nummer 1 der Satzung. 
• Wann beantragen? Ein Antrag gilt nur für das laufende oder das nächste Jahr. 
• Gleiches Thema? Ein Thema darf erst nach 3 Jahren wieder behandelt werden. 
Eine Ausnahme ist möglich, wenn es sehr dringend ist oder sich die Lage stark 
verändert hat. Das muss begründet werden. 
• Abschlussbericht: Der Mitgliederrat legt ihn frühestens 3 und spätestens 6 
Monate nach der ersten Sitzung vor. Darin stehen Empfehlungen und mögliche 
Anträge. Die Bundesgeschäftsstelle hilft dabei mit Personal. 
• Sitzungen: Es gibt höchstens 6 Sitzungen. Sie finden in der Regel digital 
statt. 
• Verantwortung: Der*die Generalsekretär*in ist für den Mitgliederrat 
verantwortlich. 
• Kosten: Reise-, Hotel- und Essenskosten der Teilnehmenden zahlt der 
Bundesverband. Es gilt die Kostenerstattungsordnung. Alle Kosten trägt die 
Bundespartei.

§ 7 Organisation
• Der Bundesverband beauftragt in der Regel eine externe Prozessbegleitung. 
• Die Prozessbegleitung ist zuständig für: 
o die Auslosung der Teilnehmenden, 
o die Information der ausgelosten Mitglieder, 
o Planung, Leitung und Durchführung der Sitzungen, 
• Die Sitzungen werden meist gemeinsam vorbereitet und nachbereitet. Beteiligt 
sind die Prozessbegleitung, die Vorsitzenden des Mitgliederrates und der*die 
Generalsekretär*in.
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§ 8 Wer sitzt im Mitgliederrat? 
• Die Teilnehmenden werden ausgelost. Die Teilnahme ist freiwillig. 
• Es werden mindestens 30 und höchstens 60 Personen ausgelost. 
• Der Mitgliederrat muss nach dem Frauenstatut besetzt werden. 
• Die Gruppe soll möglichst die Bevölkerung abbilden. Dafür gibt es mehrere 
Schritte: 
1. Zuerst wird eine größere Gruppe von Mitgliedern ausgelost. 
2. Diese Gruppe wird befragt. Es geht um Merkmale nach dem Vielfaltsstatut und 
um die Bereitschaft mitzumachen. 
3. Aus den Antworten wird der Mitgliederrat ausgelost. 
• Teilnehmen darf jedes Parteimitglied. Ausgenommen sind Mitglieder, die 
beruflich oder finanziell abhängig sind vom Bundesverband, von Landesverbänden 
oder von einem Bundes-, Landes- oder Europaparlament. 
• Die Kreisverbände geben dem Bundesverband die nötigen persönlichen Daten. 
• Die Auslosung ist anonym und vertraulich. Das Justiziariat der 
Bundesgeschäftsstelle beaufsichtigt sie. Man darf später nicht nachvollziehen 
können, nach welchen Kriterien jemand ausgelost wurde.

§ 9 So arbeitet der Mitgliederrat
• Die Sitzungen sind für alle Parteimitglieder offen. Auch die allgemeine 
Öffentlichkeit kann zugelassen werden. Mit einer Zwei-Drittel-Mehrheit kann der 
Mitgliederrat die Parteimitglieder ausschließen. 
• Er ist beschlussfähig, wenn mindestens die Hälfte der Mitglieder da ist. 
• Er wählt zwei Vorsitzende mit einfacher Mehrheit. Die beiden Ämter werden mit 
mindestens einer Frau besetzt. Die Vorsitzenden bereiten die Sitzungen mit der 
Prozessbegleitung und dem*der Generalsekretär*in vor und nach. 
• Alle Mitglieder dürfen in der Sitzung reden. Die Redezeit kann begrenzt 
werden, wenn die Vorsitzenden das vorschlagen. 
• Beschlüsse brauchen in der Regel eine einfache Mehrheit. Auch der 
Abschlussbericht oder Antrag wird auf der BDK mit einfacher Mehrheit 
beschlossen. 
• Der Mitgliederrat kann externe Gäste mit Rederecht einladen, zum Beispiel 
Fachleute, BAG-Sprecher*innen oder Mandatsträger*innen. 
• Der Mitgliederrat kann eine Umfrage unter allen Mitgliedern beauftragen. Die 
Fachabteilung der Bundesgeschäftsstelle erarbeitet die Fragen mit dem 
Mitgliederrat und führt die Befragung durch. Die Ergebnisse fließen in die 
Beratungen ein.

§ 10 Schlussbestimmungen
• Die Bundesversammlung oder der Länderrat kann die Ordnung mit einfacher 
Mehrheit ändern. 
• Die Ordnung gilt, sobald die Bundesversammlung sie am 06.12.2026 verabschiedet 
hat.

Begründung

Mit der Urabstimmung 2026 wurde der Mitgliederrat als neues Gremium in die Satzung aufgenommen.
Diese Mitgliederratsordnung regelt die Arbeitsweise des Mitgliederrates.
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TO-01 Vorschlag zur Tagesordnung

Gremium: Bundesvorstand
Beschlussdatum: 25.09.2026
Tagesordnungspunkt: T TOP 01 - Formalia

Antragstext

Freitag, 4.12.2026 
TOP 1 Formalia 
TOP 2 Verantwortung übernehmen, Orientierung geben, Vertrauen gewinnen 
TOP 3 ab 20:30 Uhr Satzung und Geschäftsordnungen (Teil 1/2)

Samstag, 5.12.2026 
TOP 4 Haushalt 
TOP 5 Wahl Rechnungsprüfungskommission 
TOP 6 Starke Wirtschaft, faire Chancen 
TOP 7 Wahl Bundesvorstand 
TOP 8 Wahl Antragskommission 
TOP 9 Dringlichkeitsanträge 
TOP 10 Verschiedenes (Teil 1/2)

Sonntag, 6.12.2026 
TOP 11 Digitalisierungsstrategie 
TOP 12 KI-Strategie 
TOP 13 ab 11:30 Uhr Satzung und Geschäftsordnungen (Teil 2/2) 
TOP 14 Verschiedenes (Teil 2/2)

Einfache Sprache

Vorschlag des Bundesvorstands zum Ablauf der Versammlung.

52. Ordentliche Bundesdelegiertenkonferenz 
Berlin, 04. - 06. Dezember 2026
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V-01 Vom Aufstiegsversprechen zur Chancengarantie - damit Herkunft nicht über Zukunft
entscheidet

Gremium: KV Essen
Beschlussdatum: 24.09.2026
Tagesordnungspunkt: V TOP 10 - Verschiedenes (1/2)

Antragstext

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN stehen für ein Land, in dem die soziale Herkunft nicht 
über den Lebensweg eines Kindes entscheidet. Wir lösen das alte, uneingelöste 
Aufstiegsversprechen durch eine verlässliche Chancengarantie ab: Jedes Kind 
verdient von Geburt an gute Chancen auf Bildung, Teilhabe und ein 
selbstbestimmtes Leben. Chancengarantie bedeutet für uns nicht, dass jedes Kind 
studieren oder möglichst viel verdienen muss. Sie bedeutet, die Freiheit zu 
haben, den eigenen Weg zu gehen und die eigenen Potenziale zu entfalten – ohne 
dass Herkunft, der Geldbeutel oder gesellschaftliche Barrieren die Grenzen 
dieses Weges vorgeben.

Doch noch immer werden Chancen in Deutschland vererbt. Kinder aus 
einkommensarmen oder bildungsbenachteiligten Familien haben schlechtere 
Bildungschancen, sind häufiger gesundheitlichen Belastungen ausgesetzt und 
können seltener an Sport, Kultur und gesellschaftlichem Leben teilhaben. Jedes 
vierte Kind ist hierzulande von Armut oder sozialer Ausgrenzung bedroht. Dass in 
einem der reichsten Länder der Welt noch immer das Einkommen, der Beruf und der 
Bildungsabschluss der Eltern maßgeblich darüber entscheiden, welche Chancen ein 
Kind hat, ist nicht nur zutiefst ungerecht – wir können und wollen es uns als 
Gesellschaft auch nicht leisten, die Potenziale so vieler Kinder ungenutzt zu 
lassen.

Aktuelle Studien zeigen, wie früh diese Unterschiede entstehen und wie dauerhaft 
sie wirken. Untersuchungen des Leibniz-Instituts für Bildungsverläufe zeigen 
bereits im Kleinkindalter deutliche herkunftsbedingte Unterschiede bei 
sprachlichen, mathematischen und naturwissenschaftlichen Kompetenzen. Bis zum 
Schuleintritt vergrößern sie sich; im weiteren Bildungsverlauf bleiben sie 
häufig bestehen. Besonders an den Übergängen unseres Bildungssystems zeigt sich 
der zusätzliche Einfluss sozialer Herkunft und elterlicher Ressourcen..

Die Folgen werden später sichtbar: im Jahr 2024 verließen rund 62.000 junge 
Menschen allgemeinbildende Schulen ohne Schulabschluss – 7,8 Prozent aller 
Schulabgänger*innen. Etwa die Hälfte von ihnen sind Schüler:innen mit 
sonderpädagogischem Förderbedarf, denen unser Bildungssystem noch immer 
systematisch den Weg zu regulären Abschlüssen und gesellschaftlicher Teilhabe 
erschwert. Auch beim Zugang zu Ausbildung und Studium bestehen soziale Hürden 
fort. Das ist nicht nur sozial ungerecht - angesichts des Fachkräftemangels und 
des demografischen Wandels können wir es uns auch wirtschaftlich nicht leisten, 
Talente und Potenziale ungenutzt zu lassen. Eine Gesellschaft, die Kindern 
Chancen vorenthält, verliert zukünftige Fachkräfte - und damit Innovationskraft 
und Wohlstand.

52. Ordentliche Bundesdelegiertenkonferenz 
Berlin, 04. - 06. Dezember 2026
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Gleichzeitig erreicht Unterstützung viel zu häufig gerade diejenigen nicht, die 
sie besonders brauchen. Das Bildungs- und Teilhabepaket (BuT) ist dafür ein 
besonders deutliches Beispiel. 15 Jahre nach seiner Einführung erhalten mehr als 
acht von zehn anspruchsberechtigten Kindern im SGB-II-Bezug den vorgesehenen 
Betrag für soziale und kulturelle Teilhabe nicht. Komplexe Zuständigkeiten, 
Nachweispflichten und bürokratische Hürden verhindern, dass Leistungen 
tatsächlich ankommen. Deshalb brauchen wir einen grundlegenden Systemwechsel: 
weg von komplizierten Anträgen, hin zu möglichst automatischen Leistungen, 
einfachen Zugängen und einer modernen, digitalen und stigmatisierungsfreien 
Umsetzung.

In der vergangenen Bundesregierung haben wir Grüne bereits einen wichtigen 
Grundstein hin zu einer echten Chancengarantie gelegt. Mit dem Startchancen- 
Programm haben Bund und Länder eines der größten langfristigen Bildungsprogramme 
Deutschlands auf den Weg gebracht: rund 4.000 Schulen in herausfordernden Lagen 
und etwa eine Million Schüler*innen erhalten gezielt zusätzliche Unterstützung. 
Damit wurde ein wichtiger Grundsatz gestärkt: Faire Chancen entstehen nicht 
dadurch, dass alle das Gleiche bekommen, sondern indem Unterstützung dort 
ansetzt, wo sie besonders gebraucht wird.

Zur Wahrheit gehört aber auch: die Ampelregierung hat nicht alle notwendigen 
Reformen verwirklichen können. Insbesondere die geplante Kindergrundsicherung, 
die Leistungen bündeln, vereinfachen und mehr Kinder erreichen sollte, ist nicht 
umgesetzt worden. Diesen Anspruch geben wir nicht auf.

Umso dramatischer ist der Kurs der heutigen Bundesregierung aus CDU, CSU und 
SPD. Statt die strukturellen Ursachen von Kinderarmut und ungleichen 
Lebenschancen entschlossen anzugehen, wird soziale Sicherheit zunehmend als 
Kostenproblem verhandelt. Wenn Bundeskanzler Friedrich Merz längere 
Arbeitszeiten fordert, „Eigenverantwortung und Gegenleistung“ stärker betont und 
zugleich vor einem „zu viel des Guten“ beim Sozialstaat warnt, wird das den 
gesellschaftlichen Verhältnissen nicht gerecht. Es spielt Menschen gegeneinander 
aus, statt die strukturellen Ursachen sozialer Ungleichheit anzugehen. Leistung 
kann man einfordern – faire Chancen muss man ermöglichen.

Unsere Antwort darauf ist nicht weniger Eigenverantwortung, sondern mehr 
Chancengerechtigkeit. Ein starker Sozialstaat nimmt Menschen nicht die 
Verantwortung für ihr eigenes Leben ab. Er schafft jedoch die Voraussetzungen 
dafür, dass sie diese Verantwortung tatsächlich wahrnehmen, ihre Potenziale 
entfalten und ihren eigenen Weg gehen können.

Wer bei Kindern, Familien, Bildung und sozialer Infrastruktur kürzt, spart 
deshalb nicht – er verschiebt höhere Folgekosten in die Zukunft und verspielt 
Potenziale. Deshalb müssen wir in Prävention, gute Bildung und soziale 
Infrastruktur investieren und erfolgreiche Ansätze wie das Startchancen-Programm 
konsequent fortführen und weiterentwickeln. Ein vorsorgender Sozialstaat greift 
nicht erst ein, wenn Benachteiligungen verfestigt sind, sondern schafft Chancen 
von Anfang an.

Chancengerechtigkeit ist zugleich eine fundamentale Frage unserer Demokratie. 
Eine lebendige Demokratie lebt von dem Versprechen, dass gesellschaftliche 
Teilhabe und ein selbstbestimmter Lebensweg allen offenstehen. Wenn Kinder und 
Jugendliche dagegen von klein auf erfahren, dass Herkunft, Einkommen, 
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Behinderung oder Postleitzahl ihre Möglichkeiten begrenzen, verliert dieses 
Versprechen an Glaubwürdigkeit.

Die Bundesdelegiertenkonferenz von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN fordert daher:

Gute Sozial- und Bildungspolitik darf nicht erst einsetzen, wenn 
Benachteiligungen bereits verfestigt sind. Wir wollen Familien früh erreichen, 
Zugangsbarrieren abbauen und Unterstützung anbieten, bevor aus schwierigen 
Ausgangsbedingungen dauerhafte Nachteile entstehen.

Bislang scheitert Prävention vor Ort zu oft an der kommunalen Haushaltslogik: 
Viele präventive Angebote werden kommunal als freiwillige Leistungen finanziert 
und geraten gerade dort zuerst unter Druck, wo die finanziellen Spielräume 
besonders gering sind. Dabei sind Ausgaben für Prävention keine verzichtbaren 
Zusatzleistungen, sondern Investitionen, die gesellschaftliche Folgekosten 
vermeiden und langfristig öffentliche Haushalte entlasten können. Bund und 
Länder müssen deshalb den rechtlichen und finanziellen Rahmen schaffen, damit 
Kommunen wirksame Prävention dauerhaft finanzieren können. Der Bund muss zudem 
den angekündigten Aufwuchs der „Bundesstiftung Frühe Hilfen“ auf 96 Millionen 
Euro gesetzlich absichern und die Mittel dauerhaft dynamisieren, anstatt die 
Kommunen bei der Finanzierung präventiver Infastruktur allein zu lassen. 
Chancengerechtigkeit darf nicht von der Finanzkraft der Kommune abhängen, in der 
ein Kind aufwächst.

Wir wollen Familienhebammen, Baby- und Familienbesuchsdienste sowie 
evidenzbasierte Hausbesuchsprogramme flächendeckend verankern und 
niedrigschwellige, aufsuchende Beratung stärken. Lots*innen sollen Familien 
durch bestehende Strukturen begleiten und etwa bei der Suche und Anmeldung für 
einen Kitaplatz unterstützen. Dabei können auch speziell geschulte studentische 
Hilfskräfte helfen. Gleichzeitig wollen wir Jugendhilfe, Gesundheitsversorgung, 
frühkindliche Bildung und soziale Angebote im Quartier verbindlicher miteinander 
verzahnen.

Zugänge zur frühkindlichen Bildung vereinfachen

Wir wollen den Zugang zur frühkindlichen Bildung grundlegend vereinfachen. Mit 
einem proaktiven Platzangebot (Opt-out-Regelung) sollen Kinder mit Vollendung 
des ersten Lebensjahres automatisch für einen Betreuungsplatz berücksichtigt 
werden und Familien unter Wahrung ihres Wunsch- und Wahlrechts ein konkretes 
Betreuungsangebot erhalten. Damit kehren wir die bisherige Logik um: nicht die 
Familien müssen sich ihren Weg durch komplizierte Anmeldeverfahren bahnen, 
sondern die öffentliche Hand übernimmt Verantwortung dafür, jedes Kind zu 
erreichen. Zentrale, transparente und diskriminierungsfreie Aufnahmeverfahren 
sollen zugleich verhindern, dass der Zugang zu einer Kita von trägerspezifischen 
Auswahlverfahren abhängt, und sozialer Segregation entgegenwirken.

2. Kitas stärken – Chancen schaffen

Bildung beginnt nicht erst mit der Einschulung. Kitas sind zentrale Bildungsorte 
und wichtige Knotenpunkte für Familien im Quartier. Die im Entwurf zum KiTa- 
Startchancen- und -Qualitätsentwicklungsgesetz (SCQEG) vorgesehene 
sozialindexbasierte Förderung ist dafür ein wichtiger Schritt. Neue 
Qualitätsstandards und zusätzliche Aufgaben müssen jedoch dauerhaft und 
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auskömmlich finanziert werden. Der Bund muss seiner finanziellen Verantwortung 
gerecht werden und eine verlässliche Finanzierung sicherstellen. Wir wollen den 
sozialindexbasierten Ansatz weiterentwickeln und einen verbindlichen, dauerhaft 
ausfinanzierten Kita-Sozialindex etablieren, über den zusätzliche Ressourcen 
verlässlich in besonders belastete Sozialräume gelenkt werden – etwa für 
kleinere Gruppen, Sprachförderung, Kita-Sozialarbeit und multiprofessionelle 
Teams.

Insbesondere in benachteiligten Quartieren sollen Kitas zu integrierten 
Familienzentren und niedrigschwelligen Begegnungs- und Beratungsorten 
weiterentwickelt werden. Dafür wollen wir frühkindliche Bildung, Jugendhilfe, 
Gesundheitsförderung und soziale Beratung verbindlicher vernetzen. In besonders 
belasteten Lagen wollen wir Kita-Sozialarbeit als aufsuchendes Angebot 
etablieren und dauerhaft absichern.

Gute frühkindliche Bildung muss von Anfang an inklusiv sein. Wir wollen 
barrierefreie und inklusive Kitas stärken, multiprofessionelle Teams ausbauen 
und sicherstellen, dass Kinder mit Behinderungen oder besonderem 
Unterstützungsbedarf die notwendige individuelle Förderung und Assistenz 
erhalten. Gleichzeitig brauchen wir mehr pädagogische Fachkräfte, 
bedarfsgerechte Betreuungsschlüssel, flexible Öffnungszeiten und eine bessere 
Randzeitenbetreuung. Gute frühkindliche Bildung braucht nicht nur ausreichend 
Plätze, sondern auch verlässliche Strukturen und gute Arbeitsbedingungen.

Ein Chancen-Kitajahr für alle Kinder

Damit jedes Kind unabhängig vom Elternhaus Zugang zu hochwertiger frühkindlicher 
Bildung, Sprachförderung, sozialem Lernen und einer guten Vorbereitung auf die 
Schule erhält, setzen wir uns im Rahmen einer nationalen Bildungsoffensive für 
ein beitragsfreies und verpflichtendes Chancen-Kitajahr im letzten Jahr vor der 
Einschulung ein. Voraussetzung dafür sind ausreichend hochwertige 
Betreuungsplätze und Fachkräfte. Das Chancen-Kitajahr soll mit einer 
Qualitätsoffensive und einer konsequenten Strategie zur Gewinnung, Ausbildung 
und Bindung pädagogischer Fachkräfte verbunden werden. Dazu gehört auch, dass 
pädagogische Abschlüsse von Zugewanderten schneller anerkannt und Zugänge über 
Qualifizierungsmaßnahmen geschaffen werden.

3. Teilhabe einfach machen – das Bildungs- und Teilhabepaket reformieren

Ob ein Kind Fußball spielt, ein Instrument lernt, an einem Schulausflug 
teilnimmt oder andere Freizeit- und Bildungsangebote wahrnehmen kann, darf weder 
am Einkommen der Eltern noch an komplizierten Antragsverfahren scheitern. 
Gesellschaftliche Teilhabe darf kein Privileg sein.

Das Bildungs- und Teilhabepaket muss deshalb grundlegend reformiert werden. Wo 
die Anspruchsvoraussetzungen bekannt sind, sollen Leistungen automatisch gewährt 
werden, statt Familien mit zusätzlichen Anträgen und Nachweisen zu belasten. 
Gleichzeitig brauchen wir bundeseinheitliche Standards und einfache digitale 
Zugänge. Eine bundesweit nutzbare digitale BuT-Karte - wie die bereits in 
einigen Kommunen eingeführte Bildungs-Card - kann dazu beitragen, Leistungen 
unkompliziert und möglichst stigmatisierungsfrei in Anspruch zu nehmen.

Die Leistungen müssen das soziokulturelle Existenzminimum realistisch abbilden, 
armutsfest ausgestaltet und regelmäßig an die tatsächliche Kostenentwicklung 
angepasst werden. Die derzeitigen Leistungen für soziale und kulturelle Teilhabe 
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werden diesem Anspruch nicht gerecht. Auch die Leistungen für den Schulbedarf 
müssen die real entstehenden Kosten besser berücksichtigen. Ein verlässliches 
Monitoring soll transparent machen, wie viele anspruchsberechtigte Kinder und 
Jugendliche tatsächlich erreicht werden. Entscheidend ist nicht, welche 
Leistungen auf dem Papier existieren, sondern ob sie bei den Kindern ankommen.

Teilhabe muss von Anfang an inklusiv gedacht werden. Sport-, Kultur-, Bildungs- 
und Freizeitangebote müssen auch für Kinder und Jugendliche mit Behinderungen 
zugänglich und barrierefrei sein.

4. Bildungsgerechtigkeit verwirklichen – individuelle Potenziale fördern

Noch immer hängen Bildungswege in Deutschland stark vom Elternhaus und vom 
Wohnort ab. Deshalb müssen wir Strukturen verändern, die soziale Ungleichheiten 
reproduzieren, und Kinder entsprechend ihrer individuellen Ausgangslagen und 
Bedarfe fördern.

Zugänge und Übergänge gerechter gestalten

Besondere Aufmerksamkeit brauchen die Übergänge im Bildungssystem. Gerade dort 
können sich soziale Ungleichheiten verfestigen. Deshalb wollen wir Kita und 
Grundschule personell und konzeptionell enger miteinander verzahnen – etwa durch 
gemeinsame Sprachförderkonzepte, multiprofessionelle Teams und eine stärkere 
Zusammenarbeit im Schuleingangsbezirk. Datenschutzkonforme und kindzentrierte 
Verfahren sollen die Zusammenarbeit an diesen Übergängen verbessern, ohne Kinder 
zu kategorisieren oder zu stigmatisieren.

Auch die frühe Aufteilung auf unterschiedliche Schulformen wollen wir überwinden 
und längeres gemeinsames Lernen über die vierte Klasse hinaus stärken. Kinder 
entwickeln sich unterschiedlich schnell und brauchen Zeit, ihre Fähigkeiten zu 
entdecken und zu entfalten. Ihre weitere Bildungsbiografie darf nicht bereits im 
Alter von zehn Jahren maßgeblich vorgezeichnet werden.

Ressourcen nach Bedarf verteilen

Ungleiches muss ungleich behandelt werden, damit alle Kinder faire Chancen 
bekommen. Mit dem Startchancen-Programm haben wir dafür einen wichtigen 
Paradigmenwechsel eingeleitet: Schulen mit einem hohen Anteil sozial 
benachteiligter Schüler*innen erhalten gezielt zusätzliche Unterstützung. Diesen 
Ansatz wollen wir konsequent fortführen, weiterentwickeln und dauerhaft 
absichern. Die Erfahrungen aus dem Startchancen-Programm wollen wir nutzen, um 
eine sozialindexbasierte und bedarfsgerechte Finanzierung von 
Bildungseinrichtungen insgesamt weiterzuentwickeln,

zum Beispiel durch eine Aufwertung und entsprechende Umstrukturierung des 
Schulbudgets nach Sozialindexstufe. Zudem fordern wir die Einführung eines 
Startchancen-Programms für Kitas.

Inklusive Bildung verwirklichen

Inklusive Bildung ist eine Voraussetzung für echte Chancengerechtigkeit. Im 
Sinne der UNESCO-Erklärung von Salamanca bedeutet Inklusion für uns das Recht 
aller Kinder und Jugendlichen – unabhängig von Behinderung, sozialer Herkunft, 
Sprache oder Geschlecht –, gemeinsam zu lernen und sich barrierefrei zu 
entfalten. Kinder und Jugendliche mit Behinderungen oder besonderem 
Unterstützungsbedarf haben dabei genau das gleiche Recht auf hochwertige Bildung 
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und gesellschaftliche Teilhabe wie alle anderen Menschen auch. Ein inklusives 
Bildungssystem bewältigt Vielfalt als Gewinn für alle Lernenden: Unser 
Bildungssystem muss sich an den unterschiedlichen Bedürfnissen der Kinder 
orientieren – nicht umgekehrt.

Dafür braucht es ausreichend sonderpädagogische und multiprofessionelle 
Fachkräfte, barrierefreie und inklusive Lernorte sowie verlässliche individuelle 
Unterstützung. Schulbegleitung und andere notwendige Unterstützungsleistungen 
müssen unbürokratisch und bedarfsgerecht zur Verfügung stehen. Gleichzeitig 
wollen wir strukturelle Lösungen stärken, die Unterstützung selbstverständlich 
in den Bildungsalltag integrieren, ohne den individuellen Rechtsanspruch auf 
notwendige Assistenz einzuschränken.

Dazu gehört auch eine geschlechtersensible Bildungspolitik, die unterschiedliche 
Entwicklungsverläufe und Benachteiligungen frühzeitig erkennt und gezielt 
adressiert, ohne Geschlechterstereotype zu reproduzieren. Pädagogische 
Fachkräfte wollen wir dafür stärker sensibilisieren und zugleich mehr Vielfalt 
im pädagogischen Personal fördern.

Schule als Lebens- und Erfahrungsraum stärken

Schule soll stärker zu einem Ort werden, an dem Kinder und Jugendliche ihre 
Interessen und Fähigkeiten entdecken und Selbstwirksamkeit erfahren können. 
Sport, Musik, Kultur, Demokratiebildung und Persönlichkeitsentwicklung sollen 
selbstverständliche Bestandteile des schulischen Alltags und des Ganztags sein.

Dafür wollen wir Schulsozialarbeit als dauerhaftes und verlässlich finanziertes 
Regelangebot stärken und multiprofessionelle Teams insbesondere an Schulen in 
herausfordernden Lagen ausbauen. Ganztagsschulen und Ganztagsangebote wollen wir 
stärker mit Sportvereinen, Musikschulen, Kultur-, Jugendhilfe- und anderen 
Einrichtungen im Sozialraum vernetzen.

Gute Bildung braucht schließlich eine moderne und gerechte Infrastruktur. Wir 
wollen die digitale Teilhabe aller Schüler*innen sichern und den Digitalpakt 2.0 
verlässlich weiterentwickeln. Finanzschwache Kommunen müssen stärker dabei 
unterstützt werden, ihre Schulen zu sanieren, zu modernisieren und 
barrierefreie, zeitgemäße Lernorte zu schaffen.

5. Kinderarmut bekämpfen – gesundes Aufwachsen und gute Lebensbedingungen 
ermöglichen

Bildungspolitik allein kann Kinderarmut und ungleiche Lebenschancen nicht 
überwinden. Wer echte Chancengerechtigkeit schaffen will, muss auch die 
materiellen, gesundheitlichen und räumlichen Lebensbedingungen von Kindern 
verbessern. Wir brauchen eine ressortübergreifende Gesamtstrategie gegen 
Kinderarmut, die finanzielle Sicherheit, Bildung, Gesundheit, Wohnen und 
gesellschaftliche Teilhabe zusammendenkt.

Kinderarmut strukturell bekämpfen

Das soziokulturelle Existenzminimum von Kindern muss verlässlich abgesichert 
sein. Wir wollen kindbezogene Leistungen besser bündeln und vereinfachen, damit 
Unterstützung möglichst automatisch und ohne stigmatisierende Hürden bei den 
Familien ankommt. Jedes Kind muss unabhängig vom Geldbeutel seiner Eltern Zugang 
zu gesunder Ernährung, Sport, Musik, Kultur und Freizeit haben. Wir wollen 
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sicherstellen, dass Kinder aus einkommensschwachen Familien in Kitas und Schulen 
ein gesundes und kostenfreies Mittagessen erhalten – unkompliziert, 
bürokratiearm und ohne Stigmatisierung.

Gesundheitliche Chancengerechtigkeit stärken

Die Chancen auf ein gesundes Aufwachsen dürfen nicht von Einkommen und Wohnort 
abhängen. Wir wollen Prävention und Gesundheitsförderung insbesondere in 
benachteiligten Quartieren ausbauen und Gesundheitsangebote stärker mit Kitas, 
Schulen und Familienzentren verzahnen.

Besonderes Augenmerk braucht die psychische Gesundheit von Kindern und 
Jugendlichen. Beratungs-, Unterstützungs- und Behandlungsangebote müssen 
leichter und schneller erreichbar sein. Die angekündigte eigenständige 
Bedarfsplanung für die psychotherapeutische Versorgung von Kindern und 
Jugendlichen muss zügig umgesetzt und die psychotherapeutische Weiterbildung 
verlässlich finanziert werden. Gleichzeitig dürfen Vergütungskürzungen bei 
psychotherapeutischen Leistungen bestehende Engpässe nicht weiter verschärfen. 
Präventive und niedrigschwellige Angebote an Schulen und anderen Lebensorten 
junger Menschen wollen wir stärken.

Kinderfreundliche und inklusive Quartiere stärken

Gute Lebenschancen entstehen auch vor der eigenen Haustür. Kinder und 
Jugendliche brauchen sichere und barrierefreie Spiel-, Bewegungs- und 
Begegnungsräume, Grünflächen und eine gut erreichbare soziale Infrastruktur. 
Bezahlbarer, familiengerechter und barrierefreier Wohnraum gehört ebenso zu 
guten Aufwachsbedingungen.

Besonders benachteiligte Quartiere müssen gezielt und ressortübergreifend 
gestärkt werden. Dafür müssen Bildungs-, Sozial-, Gesundheits- und 
Stadtentwicklungspolitik stärker zusammengedacht und auf verlässliche 
sozialraumorientierte Datengrundlagen, wie integrierte kommunale 
Sozialplanungen, gestützt werden. Denn die Postleitzahl eines Kindes darf nicht 
über seine Lebenschancen entscheiden.

6. Chancengarantie nach der Schule fortsetzen

Die Chancengarantie darf nicht mit dem Schulabschluss enden. Ausbildung, Studium 
und berufliche Weiterbildung müssen unabhängig vom Einkommen und 
Bildungsabschluss der Eltern erreichbar sein. Wir wollen Berufsorientierung 
stärken und Übergänge besser begleiten.

Kein junger Mensch darf am Übergang verloren gehen

Jugendberufsagenturen und die rechtskreisübergreifende Zusammenarbeit von 
Schule, Jugendhilfe, Arbeitsagentur und Jobcentern wollen wir flächendeckend 
stärken. Junge Menschen mit Unterstützungsbedarf brauchen eine verlässliche 
Begleitung aus einer Hand, statt zwischen unterschiedlichen Zuständigkeiten hin- 
und hergeschickt zu werden. Unnötige Warteschleifen und Maßnahmeketten im 
Übergangssystem wollen wir vermeiden und den direkten Weg in qualifizierende 
Ausbildung und Beschäftigung stärken.

Ausbildung und Studium müssen bezahlbar sein
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Die von der Bundesregierung beschlossenen Verbesserungen beim BAföG reichen 
nicht aus. Wir wollen das BAföG strukturell weiterentwickeln und die 
Bedarfssätze künftig automatisch an die tatsächliche (regionale) Entwicklung der 
Lebenshaltungs- und Wohnkosten anpassen. Die Freibeträge müssen so 
fortentwickelt werden, dass wieder mehr junge Menschen förderberechtigt werden

Auch eine Ausbildung muss man sich leisten können. Deshalb brauchen wir eine 
auskömmliche Ausbildungsvergütung, bezahlbare Mobilität und mehr bezahlbaren 
Wohnraum für Auszubildende. Berufliche Aufstiegsfortbildungen müssen ebenso 
verlässlich unterstützt werden wie akademische Bildungswege. Weiterbildung und 
berufliche Neuorientierung müssen auch im weiteren Erwerbsleben möglich sein. 
Ausbildung, Studium und Weiterbildung müssen zudem inklusiv und barrierefrei 
zugänglich sein. Notwendige Assistenz und Unterstützung müssen verlässlich und 
unbürokratisch zur Verfügung stehen.

7. Kinderrechte stärken und junge Menschen konsequent beteiligen

Chancengerechtigkeit bedeutet auch, Kinder und Jugendliche nicht nur als 
Adressat*innen politischer Entscheidungen zu betrachten, sondern als 
eigenständige Persönlichkeiten mit eigenen Rechten und Interessen. Wir wollen 
Kinderrechte ausdrücklich im Grundgesetz verankern und dabei die Maßstäbe der 
UN-Kinderrechtskonvention zugrunde legen. Auf Bundes- und Landesebene wollen wir 
unabhängige Kinder- und Jugendbeauftragte als starke Interessenvertretungen 
etablieren. In Kommunen, Kitas und Schulen brauchen wir verbindliche, 
barrierefreie und altersgerechte Beteiligungsformate, damit Kinder und 
Jugendliche Entscheidungen, die ihr Leben betreffen, tatsächlich mitgestalten 
können.

Chancengarantie für die nächste Generation

Unsere Chancengarantie bedeutet: nicht die Herkunft eines Menschen, sondern 
seine Fähigkeiten, Interessen und eigenen Entscheidungen sollen seinen Lebensweg 
bestimmen. Dafür braucht es einen handlungsfähigen Sozialstaat, eine starke 
öffentliche Infrastruktur und gezielte Unterstützung dort, wo die 
Ausgangsbedingungen schwieriger sind.

Chancengerechtigkeit und Eigenverantwortung sind dabei keine Gegensätze: wer 
Menschen etwas zutraut, muss ihnen auch die Voraussetzungen geben, ihren eigenen 
Weg gehen zu können.

Eine Gesellschaft, die allen Kindern echte Chancen eröffnet, ist sozial 
gerechter, wirtschaftlich stärker und demokratisch stabiler.
Chancengerechtigkeit ist deshalb keine sozialpolitische Einzelaufgabe, sondern 
eine zentrale Zukunftsaufgabe unseres Landes.

Einfache Sprache

Worum es geht

Wir Grüne wollen ein Land, in dem jedes Kind gute Chancen hat. Es soll nicht 
davon abhängen, aus welcher Familie ein Kind kommt. Das nennen wir Chancen-
Garantie. Eine Garantie ist ein festes Versprechen, auf das man sich verlassen 
kann. Chancen-Garantie bedeutet nicht, dass jedes Kind studieren oder viel Geld 
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verdienen muss. Es bedeutet: Jedes Kind soll seinen eigenen Weg gehen können. 
Die Herkunft oder das Geld von den Eltern sollen dabei keine Grenzen setzen.

Wie es heute ist

In Deutschland hängen die Chancen von einem Kind immer noch stark von seinen 
Eltern ab. Kinder aus Familien mit wenig Geld haben es in der Schule oft 
schwerer. Sie sind öfter krank und können seltener in einen Sportverein gehen 
oder ein Instrument lernen. Jedes vierte Kind in Deutschland ist von Armut 
bedroht. Die Unterschiede fangen schon bei ganz kleinen Kindern an und bleiben 
oft das ganze Leben. Im Jahr 2024 haben ungefähr 62.000 junge Menschen die 
Schule ohne Abschluss verlassen. Das ist ungerecht. Und es schadet dem ganzen 
Land, weil uns so Fach-Kräfte fehlen.

Oft kommt die Hilfe nicht bei den Kindern an. Ein Beispiel ist das Bildungs- und 
Teilhabe-Paket, kurz BuT. Damit bekommen Kinder aus Familien mit wenig Geld 
Unterstützung, zum Beispiel für den Sportverein. Aber die meisten Kinder, die 
ein Recht darauf haben, bekommen das Geld nicht. Der Grund dafür ist: Die 
Anträge sind zu kompliziert.

Was wir schon erreicht haben und was noch fehlt

Als wir Grüne in der Bundesregierung waren, haben wir das Startchancen-Programm 
auf den Weg gebracht. Dadurch bekommen ungefähr 4.000 Schulen mit vielen 
benachteiligten Kindern mehr Unterstützung. Die Kinder-Grundsicherung haben wir 
nicht geschafft. Mit ihr sollte die Hilfe für Kinder einfacher werden. Dieses 
Ziel geben wir nicht auf.

Die heutige Bundesregierung aus CDU, CSU und SPD spricht beim Sozialstaat vor 
allem über Kosten. Sozialstaat bedeutet: Der Staat hilft den Menschen, wenn sie 
in Not sind. Wir finden: Wer bei Kindern spart, spart nicht wirklich. Denn 
später wird es teurer. Menschen sollen Verantwortung für ihr Leben übernehmen. 
Aber dafür brauchen sie auch faire Chancen.

Unsere Forderungen

Die Bundes-Delegierten-Konferenz von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN fordert deshalb:

1. Früh helfen

Hilfe soll kommen, bevor aus einem schwierigen Start dauerhafte Nachteile 
werden. Das nennt man Vorbeugung. Es soll überall Hebammen und Beratung geben, 
die Familien auch zu Hause besuchen. Lotsinnen und Lotsen sollen Familien den 
Weg zu den richtigen Angeboten zeigen. Städte und Gemeinden haben für solche 
Angebote oft zu wenig Geld. Deshalb sollen Bund und Länder sie dabei dauerhaft 
unterstützen.

Außerdem soll jedes Kind automatisch einen Kita-Platz angeboten bekommen, wenn 
es ein Jahr alt wird. Die Eltern entscheiden dann selbst, ob sie den Platz 
annehmen.

2. Gute Kitas für alle Kinder

Kitas in schwierigen Stadtteilen sollen mehr Geld und mehr Personal bekommen, 
zum Beispiel für kleinere Gruppen und für Sprach-Förderung. Dort sollen Kitas 
auch zu Familien-Zentren werden, in denen Familien Beratung bekommen. Kitas 
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sollen inklusiv sein. Inklusion bedeutet: Alle Kinder gehören dazu, auch Kinder 
mit Behinderung. Dafür brauchen wir mehr Erzieherinnen und Erzieher.

Das letzte Jahr vor der Schule soll für alle Kinder Pflicht und kostenlos sein. 
Das nennen wir Chancen-Kitajahr.

3. Mitmachen einfach machen

Ob ein Kind Fußball spielt oder mit auf Klassenfahrt fährt, darf nicht vom Geld 
der Eltern abhängen. Das Geld aus dem Bildungs- und Teilhabe-Paket soll deshalb 
automatisch kommen, ohne komplizierte Anträge. Mit einer digitalen Karte sollen 
Kinder die Angebote einfach bezahlen können, ohne dass andere es merken. Das 
Geld muss auch wirklich reichen und regelmäßig erhöht werden, wenn die Preise 
steigen.

4. Gerechte Schulen

Heute werden Kinder schon nach der vierten Klasse auf verschiedene Schulen 
aufgeteilt. Das ist zu früh, denn Kinder entwickeln sich unterschiedlich 
schnell. Wir wollen, dass Kinder länger gemeinsam lernen. Schulen mit vielen 
benachteiligten Kindern sollen mehr Geld bekommen. Das Startchancen-Programm 
soll deshalb weitergehen, und auch für Kitas soll es so ein Programm geben. 
Kinder mit und ohne Behinderung sollen gemeinsam lernen können und die 
Unterstützung bekommen, die sie brauchen. An jeder Schule soll es Schul-
Sozialarbeit geben. Das sind Fachleute, die Kindern und Jugendlichen bei 
Problemen helfen.

5. Kinderarmut bekämpfen

Gute Bildung allein reicht nicht gegen Kinderarmut. Deshalb brauchen wir einen 
Gesamt-Plan, bei dem alle Bereiche der Regierung zusammenarbeiten. Die Hilfen 
für Kinder sollen einfacher werden und automatisch ankommen. Kinder aus Familien 
mit wenig Geld sollen in Kita und Schule ein gesundes und kostenloses 
Mittagessen bekommen. Wenn es Kindern seelisch schlecht geht, sollen sie 
schneller Hilfe bekommen. Und Familien brauchen bezahlbare Wohnungen und gute 
Orte zum Spielen in ihrem Stadtteil.

6. Chancen auch nach der Schule

Alle jungen Menschen sollen eine Ausbildung machen oder studieren können, egal 
wie viel Geld die Eltern haben. Junge Menschen sollen Hilfe an einer Stelle 
bekommen und nicht von Amt zu Amt geschickt werden. Das BAföG ist Geld vom Staat 
für Studierende. Es soll automatisch steigen, wenn das Leben teurer wird. Und 
wieder mehr junge Menschen sollen BAföG bekommen. Auch Auszubildende brauchen 
genug Geld und bezahlbare Wohnungen.

7. Kinderrechte stärken

Kinder haben eigene Rechte. Diese Rechte sollen im Grundgesetz stehen. Das 
Grundgesetz ist das wichtigste Gesetz in Deutschland. In Städten, Kitas und 
Schulen sollen Kinder und Jugendliche bei Entscheidungen mitreden können, die 
ihr Leben betreffen.

Zum Schluss

Nicht die Herkunft soll über den Lebensweg von einem Menschen entscheiden, 
sondern seine Fähigkeiten und seine eigenen Entscheidungen. Eine Gesellschaft, 
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die allen Kindern echte Chancen gibt, ist gerechter, wirtschaftlich stärker und 
demokratisch stabiler. Deshalb ist das eine der wichtigsten Aufgaben für die 
Zukunft von unserem Land.
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V-02 Geschlechtsspezifisches Töten sichtbar machen: Femizid als Mordmerkmal in § 211 StGB
verankern

Gremium: KV Tempelhof-Schöneberg
Beschlussdatum: 24.04.2026
Tagesordnungspunkt: V TOP 10 - Verschiedenes (1/2)

Antragstext

§ 211 Absatz 2 StGB soll künftig auch Taten erfassen, die aus 
geschlechtsspezifischen Beweggründen, namentlich aus frauenfeindlicher, 
transfeindlicher oder patriarchaler Motivation begangen werden.

Zwar können Tötungen aus Misogynie, Besitzdenken oder patriarchaler Motivation 
bereits heute als Mord aus niedrigen Beweggründen eingeordnet werden. In der 
Praxis werden solche Motive jedoch häufig verkannt oder unzureichend gewürdigt. 
Ein ausdrückliches Mordmerkmal würde diese strukturellen Zusammenhänge 
verdeutlichen und die Anwendungspraxis stärken.

Damit werden Femizide, also die Tötung von Frauen aufgrund ihres Geschlechts 
oder im Zusammenhang mit patriarchalen Machtstrukturen, sowie andere 
geschlechtsspezifisch motivierte Tötungen, etwa an trans, inter oder nicht 
binären Personen, ausdrücklich als Fälle niedriger Beweggründe klargestellt.

In den Gesetzesmaterialien ist klarzustellen, dass darunter insbesondere Taten 
fallen, die aus Besitzanspruch, Kontrolle, Misogynie, patriarchalem Machtdenken 
oder transfeindlicher Motivation begangen werden, oder solche, die im 
Zusammenhang mit einer Trennung, Zurückweisung oder der Bestrafung weiblicher 
oder geschlechtlicher Selbstbestimmung stehen.

Darüber hinaus setzen sich Bündnis 90/Die Grünen dafür ein, dass 
geschlechtsspezifische Tötungen künftig auf Grundlage einer einheitlichen 
gesetzlichen Definition des Begriffs „Femizid“ statistisch gesondert erfasst 
werden, um die strukturellen Ursachen geschlechtsspezifischer Gewalt sichtbar zu 
machen.

Dafür ist die Schaffung einer einheitlichen gesetzlichen Definition des Begriffs 
„Femizid“ notwendig. Diese Definition soll die Grundlage für eine systematische 
statistische Erfassung, eine angemessene strafrechtliche Einordnung sowie 
wirksame Präventions- und Schutzmaßnahmen bilden.

Polizei, Staatsanwaltschaften und Gerichte sollen verpflichtend zu patriarchaler 
Gewalt, geschlechtsspezifischen Motiven, Misogynie und Transfeindlichkeit 
fortgebildet werden. Die Thematik soll zudem verpflichtend im 
rechtswissenschaftlichen Studium behandelt werden.

Solange Polizei, Staatsanwaltschaften und Gerichte nicht ausreichend geschult 
sind, geschlechtsspezifische Gewalt zu erkennen und zu bewerten, bleibt jede 
Gesetzesänderung wirkungslos. Nur eine konsequente Umsetzung in der 
Rechtsanwendung gewährleistet den tatsächlichen Schutz Betroffener.

52. Ordentliche Bundesdelegiertenkonferenz 
Berlin, 04. - 06. Dezember 2026
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Einfache Sprache

Wir wollen, dass Tötungen aus frauenfeindlichen oder transfeindlichen Gründen im 
Gesetz klarer benannt werden. Aktuell gibt es den Paragrafen 211 im 
Strafgesetzbuch (StGB). Dort steht, was ein Mord ist. Wir fordern:

Taten, die aus Hass auf Frauen, Hass auf trans Personen oder wegen 
patriarchaler Machtansprüche geschehen, sollen ausdrücklich als Mord 
gelten.

Das gilt besonders für Taten, die aus Besitzdenken, dem Wunsch nach 
Kontrolle oder nach einer Trennung passieren.

Dies soll auch Menschen schützen, die trans, inter oder nicht-binär sind.

Definition und Statistik

Damit wir wissen, wie oft solche Taten passieren, brauchen wir eine gemeinsame 
Definition für den Begriff „Femizid“ (die gezielte Tötung von Frauen aufgrund 
ihres Geschlechts). Nur mit einer klaren Definition können wir:

die Taten in Statistiken richtig erfassen,

die Ursachen besser verstehen,

und wirksame Schutz- und Präventionsmaßnahmen entwickeln.

Bildung und Fortbildung

Gesetze helfen nur, wenn sie auch richtig angewendet werden. Deshalb fordern 
wir:

Polizei, Staatsanwaltschaften und Gerichte müssen verpflichtend geschult 
werden. Sie sollen lernen, was patriarchale Gewalt, Frauenhass (Misogynie) 
und Transfeindlichkeit sind.

Dieses Thema muss ein fester Bestandteil im Studium der 
Rechtswissenschaften werden.

Begründung

Begründung siehe hier: https://gruene-ts.de/geschlechtsspezifisches-toeten-sichtbar-machen-femizid-
als-mordmerkmal-in-%c2%a7-211-stgb-verankern/
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V-03 Stop Killing Games: Schutz von digitalen Spielen und Inhalten durch digitales Eigentum

Antragsteller*in: Liliane Viola Pollmann (Pixelgrüne e.V.)
Tagesordnungspunkt: V TOP 10 - Verschiedenes (1/2)

Antragstext

Wir setzen uns dafür ein, dass wir bei digitalen Videospielen (Games) und deren 
Inhalten weg von Lizenzmodellen und hin zu geeintem, digitalem Eigentum kommen. 
Wir schützen Games als Kulturgut: Die Lebenswelten von Gamer*innen dürfen nicht 
einfach durch Serverabschaltungen ausgelöscht und unzugänglich gemacht werden. 
Im Kampf um diese Fragen unterstützen wir die Initiative „Stop Killing Games“, 
in der sich Gamer*innen weltweit engagieren.

Denn unsere Welt wird unausweichlich digitaler. Während heutzutage schon viele 
PCs keine Laufwerke mehr haben, werden auch die kommenden Konsolengenerationen 
vermutlich keine physischen Datenträger mehr haben. Gaming-Communities weltweit 
machen sich zunehmend Sorgen um willkürliche Abschaltungen von Zugängen zu den 
Inhalten, die sie gekauft haben. Die plötzlichen, frühen Serverabschaltungen von 
“The Crew” sorgten für weitreichendes Entsetzen und waren der Auslöser für die 
Gründung der ersten globalen gamespolitischen Bewegung „Stop Killing Games”, die 
weltweit viel Zuspruch und Rückenwind gefunden hat.

Bündnis90/Die Grünen erkennen die Bedeutung dieser Fragen an und stellen sich an 
die Seite der Gamer*innen, die um die von ihnen gekauften Inhalte und damit 
verbundenen Erinnerungen schützen.

Für Games ermöglichen, was andere Medien schon können: Weg 
von Lizenzen, hin zu digitalem Eigentum

Wir setzen uns dafür ein, digitale Spiele und deren Inhalte von 
plattformgebundenen Lizenzsystemen zu lösen und stattdessen digitales, 
übertragbares, plattformunabhängiges Eigentum bzw. temporären oder 
geteilten Besitz (bei Abo, Verleih, Family-Sharing, private Leihe…) 
technisch wie regulatorisch zu ermöglichen.

Publisher werden nicht dazu verpflichtet, ihre Games anders zu 
vertreiben (z.B. keine Pflicht zur Interoperabilität, 
Plattformübertragbarkeit), sollen aber niedrigschwellige 
Möglichkeiten dazu bekommen. Die Entscheidungsmacht fließt zunehmend 
von den Plattformen wie Steam zu den Publishern bzw. 
Entwickler*innen selbst.

Games im Eigentum oder Besitz sollen nicht von Plattform oder 
Publisher/Entwickler*innen entzogen werden dürfen bzw. müssen 
nutzbar bleiben, sofern es kein moderativer Eingriff (z.B. toxisches 
oder gefährliches Kommunikationsverhalten, Hacking) für ein Online-
Spiel ist.
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Privates Verleihen bzw. Verleih durch Bibliotheken sollte explizit 
ermöglicht werden (siehe Virtual Game Card Lending, Nintendo 
Switch). Ob und in welcher Form digitale Spiele und deren Inhalte 
weiter verkaufbar sein sollen, müsste behandelt werden, sobald sich 
Gamesbranche auf ein System für digitales Eigentum geeinigt hat.

Gamer*nnen und die Gamesbranche bringen verschiedene Kompetenzen und 
Perspektiven mit, die den Prozess zur Ausarbeitung von digitalem 
Eigentum zu einem Leuchtturmprojekt für andere Medien wie Film, 
Musik und Bücher machen können.

Anschluss an die weltweite Bewegung Stop Killing Games: 
Gamer*innen dabei unterstützen, ihre Games zu behalten und 
weiterspielen zu können

Wir wollen das erfolgreiche Transparenzgesetz aus Kalifornien für den 
deutsch-europäischen Markt adaptieren. In Kalifornien ist bereits ein 
Gesetz für digitale Käufe geschaffen, wodurch Konsument*innen ein 
Klagerecht bekommen, wenn digitale Plattformen wie Steam irreführend oder 
nicht transparent genug kommunizieren, dass nur jederzeit widerrufbare 
Lizenzen verkauft werden.

Wir setzen uns dafür ein, Lösungen für sogenannte End-of-Life-Pläne zu 
finden, also jene Pläne, die bei Serverabschaltungen eintreten, die 
dauerhaftes Offline-Spielen bei Singleplayer-Spielen bzw. self-hosted oder 
lokale Server bei Multiplayer-Spielen ermöglichen.

Als die Europäische Kommission im Juni 2026 als Antwort auf die EBI Stop 
Destroying Videogames bekannt gegeben hat, dass sie keine gesetzliche 
Verpflichtung für Spielehersteller einführen wird, digitale Videospiele 
nach dem Ende ihres kommerziellen Supports dauerhaft spielbar zu halten, 
ist viel Vertrauen innerhalb der Gaming-Communities verloren gegangen. Die 
Antwort ergab sich vermutlich durch zu enge und einseitige Absprachen mit 
Interessensvertretungen großer Publisher. Wir nehmen den Auftrag an, das 
Vertrauen wieder herzustellen und unterstützen als Bündnis90/Die Grünen 
die Anliegen der Initiative Stop Killing Games bzw. die EBI Stop 
Destroying Videogames.

Der Bundesvorstand wird dazu aufgefordert, dieses Thema und folgerichtig 
auch die Perspektiven von Gamer*innen in der Öffentlichkeitsarbeit 
aufzugreifen.

Games als Kulturgut schützen und zivilgesellschaftliche 
Nutzung ermöglichen

Wir achten im Prozess um digitales Eigentum auf die Perspektiven aus der 
Spielforschung (Game Studies), insbesondere auch die Konservierung von 
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digitalen Spielen inklusive des Zugangs zu bestimmten Versionen von 
Spielen zu Forschungszwecken, akademischer und musealer Nutzung.

Die gesellschaftlichen Potentiale von digitalen Spielen erkennen wir an 
und achten insbesondere darauf, dass durch die Transformation ins Digital-
Only dritte Orte wie Gaming-Spaces in Bibliotheken und das Ausleihen von 
digitalen Spielen und Inhalten erhalten bleiben.

Die Nutzung von Games in öffentlichen Einrichtungen und Organisationen 
(z.B. Gaming-Hubs in Schulen oder Hochschulen) wurde durch 
privatkontengebundene Digital-Only-Modelle schwerer einzurichten als das 
Einkaufen und Verteilen von physischen Datenträgern, daher achten wir bei 
der Gestaltung von digitalem Eigentum von Spielen auch auf den Hintergrund 
des Einsatzes in diesen Organisationen.

Einfache Sprache

Schutz von digitalen Spielen

Wir wollen digitales Eigentum für Spiele. Spiele sollen nicht nur geliehen sein. 
Gamer und Gamerinnen sollen ihre Spiele behalten. Serverabschaltungen sollen 
Spiele nicht löschen. Wir unterstützen die Bewegung Stop Killing Games.

Warum digitales Eigentum wichtig ist

Viele Computer haben keine Laufwerke mehr. Spiele kommen ohne Datenträger. Gamer 
sorgen sich um ihre gekauften Spiele. Serverabschaltungen machen Spiele 
unspielbar. Stop Killing Games kämpft dagegen.

Was wir fordern

Spiele sollen nicht an eine Plattform gebunden sein. Spiele sollen übertragbar 
sein. Publisher sollen Spiele besser verteilen können. Spiele dürfen nicht 
einfach gelöscht werden. Verleihen von Spielen soll erlaubt sein.

Spiele sollen auch von Bibliotheken verliehen werden. Der Weiterverkauf von 
Spielen soll später geregelt werden. Gamer und Spielebranche arbeiten zusammen. 
Das soll auch für Filme, Musik und Bücher gelten.

Unterstützung für Gamer und Gamerinnen

Wir wollen ein Gesetz wie in Kalifornien. Das Gesetz schützt Käufer von 
digitalen Spielen. Käufer bekommen ein Klagerecht bei Problemen. Wir wollen 
Pläne gegen Serverabschaltungen. So kann man Spiele auch offline spielen.

Die Europäische Kommission sagt nein zu einem Gesetz für Spielehersteller. Das 
Gesetz sollte Spiele nach dem Verkauf spielbar halten. Viele Spieler und 
Spielerinnen sind enttäuscht. Die Kommission hat mit großen Firmen gesprochen. 
Wir wollen das Vertrauen wieder aufbauen.

Wir unterstützen die Gruppe Stop Killing Games. Wir wollen, dass Spiele besser 
geschützt werden. Der Bundesvorstand soll das Thema bekannt machen. Er soll auch 
die Meinung von Spielern und Spielerinnen zeigen.

Spiele als Kulturgut
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Wir achten auf die Forschung zu Spielen. Spiele sollen für Forschung und Museen 
zugänglich bleiben. Wir finden Spiele wichtig für die Gesellschaft. Digitale 
Spiele sollen in Bibliotheken und anderen Orten bleiben. Das Ausleihen von 
Spielen soll weiter möglich sein.

Spiele in Schulen und Hochschulen sind wichtig. Digitale Spiele sind schwerer zu 
nutzen als Spiele auf Datenträgern. Wir wollen, dass digitale Spiele in Schulen 
und anderen Orten gut nutzbar sind.

Begründung:

Dieser Antrag fordert Hilfe für Gamer und Gamerinnen. Das ist das wichtigste 
politische Thema für sie. Es gibt eine große Bewegung von Gamer und Gamerinnen 
weltweit.

Die Bewegung heißt Stop Killing Games. Sie hat 1,3 Millionen Unterschriften in 
der EU gesammelt. Diese Unterschriften sind für eine Europäische Bürger-
Initiative.

Viele Gamer und Gamerinnen kennen die Initiative. Sie finden das Thema wichtig. 
Auch unser Verein sagt, digitales Eigentum ist sehr wichtig.

Fast jede zweite Person in Deutschland spielt Videospiele. Diese Menschen haben 
ein Problem. Sie besitzen die Spiele nicht wirklich.

Die EU-Kommission hat die Initiative abgelehnt. Die Kommission hat viele 
konservative Mitglieder. Das hat das Vertrauen in Parteien und Politik 
geschwächt.

Wir wollen das Vertrauen wieder aufbauen. Wir wollen die politische Chance 
nutzen. Das Thema betrifft nicht nur Spiele, sondern alle digitalen Produkte.

Viel Software kauft man nicht mehr. Man kauft oder mietet nur noch Lizenzen. Das 
ist ein Problem für die meisten digitalen Produkte.

Spiele sind ein gutes Beispiel für digitale Produkte. Andere Branchen können 
sich daran orientieren. Das macht das Thema wichtig für viele Bereiche.

Niklas Nienaß war Europa-Abgeordneter. Er hat sich 2022 für die Initiative 
eingesetzt. Das war am Anfang der Bewegung.

Sein Einsatz wurde in unserer Partei nicht bekannt. Das ist schade. Gamer und 
Gamerinnen sind politisch sehr aktiv.

Studien zeigen, dass Gamer und Gamerinnen Demokratie wichtig finden. Das Thema 
hat großes Potenzial, viele zu mobilisieren. Gamer und Gamerinnen werden 
politisch wichtiger.

Wir sind besorgt. Konservative und rechtsextreme Gruppen wollen das Thema für 
sich nutzen. Sie wollen die politische Arbeit und die Geschichten zu dem Thema 
bestimmen.

Begründung

Stop Killing Games ist kein Nischenthema. Fast jede zweite Person in Deutschland spielt zumindest
gelegentlich Videospiele. Alle diese Menschen sind potenziell betroffen.
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Niklas Nienaß, unser ehemaliger MdEP hatte sich bereits 2022, als einer der ersten Europa-
Abgeordneten für sie eingesetzt.

weitere Antragsteller*innen

Dustin Eikmeier (KV Berlin-Lichtenberg); Kevin Braband (KV Ostholstein); Daniel Bury (KV Nürnberg-
Stadt); Jan Matzoll (KV Recklinghausen); Christopher Dyrlich (KV Recklinghausen); Sebastian Schorre
(KV Wuppertal); Lena Marie Bost (KV Wuppertal); Thomas Schäfer (KV München); Evelyn Lou Kirsch (KV
Wuppertal); Thomas Minor (KV Dortmund); Matti Stockmann (KV Nürnberg); Nina Wulbrand (KV
Recklinghausen); Dennis Nawrot (KV Gelsenkirchen); Patric Lenhart (KV Bonn); Oliver Dirker (KV Lippe);
Jana Ketzenberg-Schmid (KV Barnim); Henriette Glocke (KV Nordsachsen); Felix Singer (KV Darmstadt);
Max Lissowski (KV Dresden); sowie 92 weitere Antragsteller*innen, die online auf Antragsgrün
eingesehen werden können.



V-04 ME/CFS, Long Covid und andere postvirale Erkrankungen (PAIS): Politische Heimat und
dauerhafte Interessenvertretung

Antragsteller*in: Vanessa Hüber (KV Karlsruhe)
Tagesordnungspunkt: V TOP 10 - Verschiedenes (1/2)

Antragstext

Die Corona-Pandemie hat deutlich gemacht, wie weitreichend die gesundheitlichen 
und gesellschaftlichen Folgen von Virusinfektionen (PAIS, Post-akutes 
Infektionssyndrom) sein können. Viele Menschen leben bis heute mit langfristigen 
gesundheitlichen Einschränkungen, auch nach vermeintlich harmlosen Infektionen. 
Postvirale Folgeerkrankungen wie Long Covid und ME/CFS* (Myalgische 
Enzephalomyelitis), aber auch andere die schon lange vor Pandemiebeginn 
bestanden, werden politisch und gesellschaftlich bislang nicht ausreichend 
wahrgenommen, anerkannt und aufgearbeitet.

*ME/CFS ist eine schwere neuroimmunologische Erkrankung, die überwiegend, aber 
nicht ausschließlich, durch Virusinfektionen ausgelöst werden kann. Wenn wir von 
ME/CFS-Betroffenen sprechen, meinen wir alle Menschen, die mit dieser Erkrankung 
leben.

Wir stellen uns an die Seite der Erkrankten und kämpfen gemeinsam mit ihnen und 
für sie für Forschung, Versorgung und Teilhabe sowie gegen Stigmatisierung, 
Verharmlosung und Ausgrenzung.

Menschen mit ME/CFS, Long Covid und anderen postviralen Erkrankungen sind häufig 
in ihrer Lebensqualität, sozialen Teilhabe und wirtschaftlichen 
Selbstständigkeit erheblich eingeschränkt. Bündnis 90/Die Grünen wollen diesen 
Menschen eine soziale und politische Heimat sein, sie unterstützen und ihnen zu 
Sichtbarkeit verhelfen. Wir verankern mit ihnen eine PAIS&ME/CFS-
Interessenvertretung für die gesundheitspolitische Bearbeitung dauerhaft in 
unserer Partei. Ihre Erfahrungen und ihre Expertise wollen wir dabei in 
politische Entscheidungen einbeziehen.

Bündnis 90/Die Grünen setzen sich dafür ein:

1. Gesundheitsversorgung und Forschung stärken

den Ausbau bedarfsgerechter medizinischer Versorgungsangebote und die 
Schließung bestehender Versorgungslücken zu fordern; dabei 
sicherzustellen, dass psychosoziale Unterstützungsangebote die Anerkennung 
der körperlichen Erkrankung und die notwendige biomedizinische Versorgung 
nicht ersetzen;

die biomedizinische Forschung zu Ursachen, Krankheitsmechanismen, 
Diagnostik und Behandlung sowie klinische Studien zu stärken und 
sicherzustellen, dass dringend notwendige Forschungsgelder nicht in 
verjährte psychosoziale Forschung investiert werden. Ziel ist es, 
Betroffenen ein Leben mit mehr gesundheitlicher, gesellschaftlicher und 
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beruflicher Teilhabe zu ermöglichen und krankheitsbedingte Erwerbsausfälle 
sowie die damit verbundenen Belastungen für den Sozialstaat zu verringern;

Betroffene und ihre Selbstvertretungen an der Entwicklung von Forschungs- 
und Versorgungskonzepten zu beteiligen;

durch öffentlichkeitswirksame Kampagnen Stigmatisierung und Verharmlosung 
im Gesundheitswesen, in der Sozialversorgung und in der Gesellschaft 
entgegenzuwirken und für eine sachgerechte Aufklärung über ME/CFS, Long 
Covid und PAIS sowie deren Krankheitsbilder und Auswirkungen zu sorgen. 
Dazu gehören insbesondere die gezielte Aufklärung und Fortbildung von 
medizinischem Personal sowie Gutachtenden, um Fehldiagnosen und lange 
Diagnosewege zu vermeiden und Betroffenen schneller Zugang zu angemessener 
Diagnostik und Versorgung zu ermöglichen. So wollen wir Betroffene und das 
Gesundheitssystem entlasten;

die sozialrechtlichen Begutachtungs- und Bewertungssysteme so 
weiterzuentwickeln, dass ME/CFS, Long Covid und andere postvirale 
Erkrankungen (PAIS) sowie ihre spezifischen und häufig schwankenden 
Funktionseinschränkungen angemessen berücksichtigt werden. Dazu gehören 
die Überarbeitung der Bewertungsgrundlagen für den Grad der Behinderung 
(GdB), die Pflegebegutachtung und die Erwerbsminderungsrente sowie die 
Berücksichtigung von Post-Exertional Malaise (PEM) und weitere 
krankheitstypischen Symptome;

sich gegenüber der Deutschen Rentenversicherung (DRV) dafür einzusetzen, 
dass Menschen mit ME/CFS und vorliegender Post-Exertional Malaise (PEM) 
keine Rehabilitationsmaßnahmen zugewiesen werden, die eine gesundheitliche 
Verschlechterung riskieren;

2. Frauengesundheit thematisieren und stärken

ME/CFS, Long Covid und PAIS und ihre Folgen dauerhaft in der frauen- und 
gesundheitspolitischen Arbeit zu berücksichtigen;

frauendominierte Arbeitsstätten, insbesondere in Medizin, Bildung und 
Pflege, als Bereiche mit hoher Infektionsgefährdung besonders in den Blick 
zu nehmen und uns für bessere betriebliche Schutzmaßnahmen einzusetzen, 
insbesondere zur Verringerung der aerogenen Virusübertragung, um das 
Risiko postviraler Langzeitfolgenzu senken.

3. Die politische und parlamentarische Bearbeitung verstetigen

die langfristigen gesundheitlichen, sozialen und wirtschaftlichen Folgen 
von SARS-CoV-2 und anderer Virusinfektionen kontinuierlich politisch 
einzubringen und evidenzbasiert aufzuarbeiten;

die Anliegen und Erfahrungen Betroffener durch parlamentarische 
Initiativen, Anfragen und Anhörungen verstärkt einzubringen

36

37

• 38

39

• 40

41

42

43

44

45

46

47

48

• 49

50

51

52

53

54

55

56

• 57

58

59

60

61

• 62

63

• 64

65

66

67

68

69

• 70

71

72

• 73

74



V-04 ME/CFS, Long Covid und andere postvirale Erkrankungen (PAIS): Politische Heimat und dauerhafte
Interessenvertretung

Seite 3

4. Die Interessenvertretung dauerhaft in der Partei verankern

die kontinuierliche Bearbeitung der Anliegen von Menschen mit Long Covid, 
ME/CFS und PAIS in den zuständigen Bundesarbeitsgemeinschaften, 
insbesondere Gesundheit, Soziales, Frauen und Teilhabe und Bildung, durch 
feste Zuständigkeiten und regelmäßige Beratung zu verankern;

die Interessenvertretung als dauerhafte politische Aufgabe zu etablieren.

Einfache Sprache

Die Corona-Pandemie hat gezeigt: Virus-Infektionen können schwere und lang 
anhaltende Folgen für die Gesundheit und das Leben der Menschen haben. Viele 
Menschen sind bis heute krank. Das gilt auch nach Infektionen, die zunächst 
harmlos erschienen.

Long Covid, ME/CFS (Myalgische Enzephalomyelitis) und andere Erkrankungen nach 
Infektionen werden in der Politik und in der Gesellschaft noch immer nicht 
ausreichend wahrgenommen und anerkannt. Auch die Folgen dieser Erkrankungen 
werden bisher nicht ausreichend aufgearbeitet.

ME/CFS ist eine schwere Erkrankung. Sie betrifft unter anderem das Nerven- und 
das Immunsystem. Sie kann durch Virus-Infektionen ausgelöst werden, aber auch 
andere Ursachen haben. Wenn wir von Menschen mit ME/CFS sprechen, meinen wir 
alle Menschen, die mit dieser Erkrankung leben, egal wie ausgelöst.

Wir stehen an der Seite der Erkrankten. Gemeinsam mit ihnen und für sie setzen 
wir uns für mehr Forschung, eine bessere medizinische Versorgung und 
gesellschaftliche Teilhabe ein. Wir kämpfen gegen Vorurteile, Verharmlosung und 
Ausgrenzung.

Menschen mit ME/CFS, Long Covid und anderen postviralen Erkrankungen sind oft 
stark in ihrem Alltag eingeschränkt. Viele können nur noch wenig am 
gesellschaftlichen Leben teilnehmen. Manche können nicht mehr oder nur 
eingeschränkt arbeiten und ihren Lebensunterhalt selbst verdienen.

Bündnis 90/Die Grünen wollen diesen Menschen eine politische Heimat geben. Wir 
wollen sie unterstützen und dafür sorgen, dass ihre Anliegen sichtbar werden.

Wir wollen eine dauerhafte Interessenvertretung für Menschen mit PAIS und ME/CFS 
in unserer Partei verankern. PAIS ist die Abkürzung für Erkrankungen, die nach 
einer Infektion auftreten und lange anhalten können. Die Erfahrungen und das 
Wissen der Betroffenen sollen in politische Entscheidungen einfließen.

Bündnis 90/Die Grünen setzen sich dafür ein:

1. Medizinische Versorgung und Forschung stärken

- Mehr passende medizinische Angebote schaffen: Es soll mehr medizinische 
Angebote für Menschen mit ME/CFS, Long Covid und anderen postviralen 
Erkrankungen geben. Lücken in der Versorgung sollen geschlossen werden. 
Psychologische und psychosoziale Unterstützung darf die Anerkennung der 
körperlichen Erkrankung und die notwendige medizinische Versorgung nicht 
ersetzen.
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- Forschung stärken: Es soll mehr Forschung zu den Ursachen, Krankheitsabläufen, 
zur Diagnose und zur Behandlung dieser Erkrankungen geben. Auch klinische 
Studien sollen gestärkt werden. Dringend benötigtes Forschungsgeld soll nicht in 
überholte psychosoziale Forschungsansätze fließen. Ziel ist, dass Betroffene 
wieder mehr am gesellschaftlichen Leben teilnehmen und möglichst wieder arbeiten 
können. Dadurch sollen auch die finanziellen Belastungen für den Sozialstaat 
sinken.

- Betroffene beteiligen: Menschen mit diesen Erkrankungen und ihre 
Selbstvertretungen sollen bei der Planung von Forschung und medizinischer 
Versorgung mitreden können.

- Über die Erkrankungen aufklären und Vorurteile abbauen: Mit öffentlichen 
Kampagnen soll gegen Vorurteile und die Verharmlosung der Erkrankungen 
vorgegangen werden. Das gilt im Gesundheitswesen, bei der Sozialversorgung und 
in der Gesellschaft. Die Menschen sollen besser über ME/CFS, Long Covid und 
andere postvirale Erkrankungen und deren Folgen informiert werden. Dazu sollen 
auch Ärztinnen und Ärzte sowie Gutachtende gezielt geschult werden. So sollen 
falsche Diagnosen und lange Wege bis zur Diagnose vermieden werden. Betroffene 
sollen schneller die richtige Untersuchung und Versorgung erhalten. Das soll 
auch Arztpraxen und Kliniken entlasten.

- Die Erkrankungen bei der sozialen Absicherung besser berücksichtigen: Die 
Regeln für Begutachtungen und Bewertungen sollen so angepasst werden, dass 
ME/CFS, Long Covid und andere postvirale Erkrankungen besser berücksichtigt 
werden. Das betrifft den Grad der Behinderung (GdB), die Pflegebegutachtung und 
die Erwerbsminderungsrente. Auch schwankende Beschwerden und besondere 
Belastungsgrenzen sollen berücksichtigt werden. Dazu gehört insbesondere die 
Post-Exertional Malaise (PEM). Das bedeutet, dass sich der Gesundheitszustand 
nach körperlicher oder geistiger Anstrengung oft deutlich verschlechtert, 
manchmal erst Stunden oder Tage später.

- Vor gesundheitsschädlichen Reha-Maßnahmen schützen: Die Deutsche 
Rentenversicherung (DRV) soll Menschen mit ME/CFS und PEM keine Reha-Maßnahmen 
zuweisen, die ihren Gesundheitszustand verschlechtern können.

2. Frauengesundheit berücksichtigen und stärken

- ME/CFS, Long Covid und andere postvirale Erkrankungen und ihre Folgen sollen 
dauerhaft in der Frauen- und Gesundheitspolitik berücksichtigt werden.

- Arbeitsplätze, an denen besonders viele Frauen arbeiten, sollen stärker vor 
Infektionen geschützt werden. Dazu gehören vor allem Medizin, Bildung und 
Pflege. Dort sollen bessere Schutzmaßnahmen eingeführt werden. Insbesondere soll 
verhindert werden, dass sich Viren über die Luft verbreiten. So soll das Risiko 
für lang anhaltende Erkrankungen nach Infektionen sinken.

3. Die politische und parlamentarische Arbeit dauerhaft fortführen

- Die langfristigen gesundheitlichen, sozialen und wirtschaftlichen Folgen von 
Corona und anderen Virus-Infektionen sollen kontinuierlich in der Politik 
behandelt werden. Dabei sollen wissenschaftliche Erkenntnisse berücksichtigt 
werden.
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- Die Anliegen und Erfahrungen der Betroffenen sollen stärker in die 
parlamentarische Arbeit einfließen. Dazu sollen zum Beispiel politische 
Initiativen, Anfragen und Anhörungen genutzt werden.

4. Die Interessenvertretung dauerhaft in der Partei verankern

- Die Anliegen von Menschen mit Long Covid, ME/CFS und anderen postviralen 
Erkrankungen sollen dauerhaft in den zuständigen Bundesarbeitsgemeinschaften der 
Grünen bearbeitet werden. Dazu gehören insbesondere die Bereiche Gesundheit, 
Soziales, Frauen und Teilhabe sowie Bildung. Es soll feste Zuständigkeiten geben 
und regelmäßig über die Anliegen der Betroffenen beraten werden.

- Die Interessenvertretung von Menschen mit Long Covid, ME/CFS und anderen 
postviralen Erkrankungen soll eine dauerhafte Aufgabe der Partei werden.

Begründung

ME/PAIS belasten Betroffene, Angehörige & Wirtschaft. Versorgungslücken und Stigmatisierung sind
ableistisch. Auch sind ME/PAIS ein besonderes Risiko für Frauen: erhöhte Infektionsrisiken in
frauendom. Jobs & ein höheres Risiko für Langzeitfolgen, inkl. Verlust von Selbstständigkeit &
Sichtbarkeit.

weitere Antragsteller*innen

Charlotte Basaric-Steinhübl (KV Mannheim); Jochen Stiepel (KV Hannover); Yvonne Jeschke (KV Herford);
Sarah Zwittian (KV Hannover); Annette Lindemann (KV Bottrop); Philipp Rösch (KV Berlin-Steglitz/
Zehlendorf); Alexander Kräß (KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf); Kristina Schormann (KV Bautzen); Jörn
Serbser (KV Hamburg-Eimsbüttel); Marie Elisabeth Zeidler (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Uta
Saenger (KV Hannover); Jonas Krone (KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf); Hermann E. Ott (KV Berlin-
Steglitz/Zehlendorf); Nina Stahr (KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf); Birgit Vasiliades (KV Berlin-Steglitz/
Zehlendorf); Sebastian Roth (WKV Hannover); Silke Lambeck (KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf); Michael
Oberst (KV Berlin-Pankow); Alina Biesenbaum-Hegemann (KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf); sowie 105
weitere Antragsteller*innen, die online auf Antragsgrün eingesehen werden können.
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V-05 Gesundheit schützen, Praxen und Kliniken entlasten, Wirtschaft stärken

Antragsteller*in: Vanessa Hüber (KV Karlsruhe)
Tagesordnungspunkt: V TOP 10 - Verschiedenes (1/2)

Antragstext

Atemwegserkrankungen gehören zu den häufigen Ursachen für Arbeitsunfähigkeit und 
verursachen zahlreiche Ausfalltage. Die aktuelle politische Debatte richtet den 
Blick zu stark auf krankheitsbedingte Fehlzeiten und deren Kosten, statt darauf, 
wie Erkrankungen verhindert und Menschen gesund erhalten werden können.

Die Corona-Pandemie hat gezeigt, wie weitreichend die gesundheitlichen Folgen 
von Virusinfektionen aller Art sein können. Ihre langfristigen Folgen rücken 
zunehmend in den Fokus der Forschung. Dabei entstehen fortlaufend neue 
Erkenntnisse über Langzeitfolgen und ihre Auswirkungen auf die Gesundheit.

Wir verteidigen weiterhin das Recht, bei Krankheit geschützt zu Hause zu bleiben 
und sich auszukurieren zu können, auch wenn es um die eigenen Kinder geht. 
Niemand soll unter Druck geraten, krank zur Arbeit zu gehen und dadurch die 
eigene oder die Gesundheit anderer zu gefährden.

Wir wollen aber auch nachhaltig entlasten: Menschen vor Erkrankungen schützen, 
Arztpraxen von vermeidbaren Behandlungen entlasten, die leidliche Debatte über 
zu hohe Krankentage beenden und die Wirtschaft durch gesunde Beschäftigte 
stärken.

Bündnis 90/Die Grünen setzen sich deshalb dafür ein:

1. das Recht auf Genesung wie gehabt zu stärken: Erkrankungen vorzubeugen, das 
Recht auf geschütztes Zuhausebleiben bei Krankheit zu verteidigen und Druck auf 
Beschäftigte, krank zu arbeiten, entgegenzutreten.

2. gesund bleiben zu können: Verbindliche Standards und wirksame Maßnahmen für 
gute Luftqualität und -reinheit in Schulen, Kitas, Pflegeeinrichtungen und 
Gesundheitseinrichtungen, Orte mit besonders vulnerablen Menschen, zu 
verstetigen.

Einfache Sprache

Viele Menschen werden durch Atemwegs-Erkrankungen krank. Sie können dann oft 
nicht arbeiten. Dadurch fallen viele Arbeits-Tage aus.

In der Politik wird viel darüber gesprochen, dass Menschen zu oft krank sind und 
welche Kosten dadurch entstehen.Wir finden: Es muss mehr darum gehen, 
Krankheiten zu verhindern. Menschen sollen gesund bleiben können.

Die Corona-Pandemie hat gezeigt: Virus-Infektionen können Menschen auch lange 
krank machen. Die Forschung untersucht diese langfristigen Folgen. Dabei gibt es 
immer mehr neue Erkenntnisse.

Wir setzen uns trotzdem dafür ein: Wer krank ist, soll zu Hause bleiben und sich 
erholen können. Das gilt auch, wenn die eigenen Kinder krank sind. Niemand soll 
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gezwungen werden, krank zur Arbeit zu gehen. Wer krank arbeitet, gefährdet die 
eigene Gesundheit und kann andere Menschen anstecken.

Wir wollen Menschen aber auch vor Krankheiten schützen. Dadurch sollen Arzt-
Praxen und Kliniken entlastet werden. Es soll weniger vermeidbare Behandlungen 
geben. Wir wollen die Diskussion darüber beenden, dass Menschen angeblich zu oft 
krank sind. Gesunde Menschen sind auch gut für die Wirtschaft.

Bündnis 90/Die Grünen setzen sich deshalb dafür ein:

1. Das Recht auf Erholung bei Krankheit zu stärken. Krankheiten sollen 
verhindert werden. Menschen sollen bei Krankheit geschützt zu Hause bleiben und 
sich erholen können. Niemand soll unter Druck gesetzt werden, krank zur Arbeit 
zu gehen.

2. Für gute und saubere Luft zu sorgen. In Schulen, Kitas, Pflege-Einrichtungen 
und Einrichtungen des Gesundheitswesens soll es verbindliche Regeln für gute 
Luft geben. Es soll wirksame Maßnahmen geben, damit die Luft sauber bleibt und 
Menschen besser vor Ansteckungen geschützt werden. Das ist besonders wichtig an 
Orten, an denen Menschen leben oder betreut werden, die besonders gefährdet 
sind.

Begründung

Atemwegsinfektionen belasten Beschäftigte, Familien (va Frauen) und Gesamtwirtschaft. Gute
Prävention und saubere Innenraumluft schützen die Gesundheit, verhindern unnötige Erkrankungen
und entlasten Praxen und Kliniken. Aber, wer krank ist, muss sich ohne Druck auskurieren können - auch
Kinder!

weitere Antragsteller*innen

Charlotte Basaric-Steinhübl (KV Mannheim); Jochen Stiepel (KV Hannover); Yvonne Jeschke (KV Herford);
Sarah Zwittian (KV Hannover); Philipp Rösch (KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf); Annette Lindemann (KV
Bottrop); Alexander Kräß (KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf); Kristina Schormann (KV Bautzen); Jörn Serbser
(KV Hamburg-Eimsbüttel); Marie Elisabeth Zeidler (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Uta Saenger
(KV Hannover); Jonas Krone (KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf); Torben Laverty (KV Berlin-Steglitz/
Zehlendorf); Hermann E. Ott (KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf); Nina Stahr (KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf);
Birgit Vasiliades (KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf); Sebastian Roth (KV Hannover); Michael Oberst (KV
Berlin-Pankow); Andreas Strube (KV Hamburg-Harburg); sowie 73 weitere Antragsteller*innen, die
online auf Antragsgrün eingesehen werden können.
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V-06 Innerparteiliche Teilhabe für chronisch kranke und hausgebundene Mitglieder ermöglichen

Antragsteller*in: Vanessa Hüber (KV Karlsruhe)
Tagesordnungspunkt: V TOP 10 - Verschiedenes (1/2)

Antragstext

Politische Teilhabe soll nicht davon abhängen, ob Menschen gesundheitlich in der 
Lage sind, an Präsenzveranstaltungen teilzunehmen. Viele unserer Mitglieder sind 
durch chronische Erkrankungen oder andere gesundheitliche Einschränkungen 
zeitweise oder dauerhaft ans Haus gebunden oder können aufgrund eines erhöhten 
Infektionsrisikos nicht sicher an Präsenzveranstaltungen teilnehmen.

Bündnis 90/Die Grünen stehen für eine inklusive Partei, in der alle Mitglieder 
ihre Perspektiven und Erfahrungen einbringen und gleichberechtigt an politischen 
Entscheidungsprozessen mitwirken können. Dafür wollen wir unsere parteiinternen 
Strukturen und Veranstaltungsformate konsequent barriereärmer und gesundheitlich 
inklusiver gestalten. Dazu gehören sowohl verlässliche digitale 
Beteiligungsmöglichkeiten als auch ein wirksamer Infektionsschutz bei 
Präsenzveranstaltungen.

Bündnis 90/Die Grünen verpflichten sich:

1. Hybride Beteiligung zum Standard weiterzuentwickeln: Der Bundesverband 
entwickelt bis 2027 verbindliche Leitlinien für barrierearme digitale und 
hybride Veranstaltungsformate. Diese sollen den Landes- und Kreisverbänden sowie 
den Bundesarbeitsgemeinschaften als Grundlage dienen.

2. Technische und organisatorische Voraussetzungen zu schaffen: Der 
Bundesverband stellt geeignete digitale Infrastruktur, technische Unterstützung 
und praxisnahe Handreichungen bereit, damit Gliederungen hybride Veranstaltungen 
zuverlässig durchführen können.

3. Satzungen und Regelungen anzupassen: Der Bundesverband wirkt darauf hin, dass 
Satzungen und Geschäftsordnungen der Landes- und Kreisverbände sowie der 
Bundesarbeitsgemeinschaften, die eine gleichberechtigte digitale Teilnahme noch 
nicht ermöglichen, entsprechend angepasst werden.

4. Infektionsschutz bei Präsenzveranstaltungen sicherzustellen: Der 
Bundesverband entwickelt verbindliche Leitlinien für effektiven Infektionsschutz 
bei allen Parteiveranstaltungen. Dazu gehören insbesondere Maßnahmen für gute 
Innenraumluft, effektive Lüftungs- und Luftreinigungskonzepte sowie die 
Berücksichtigung der Bedürfnisse chronisch kranker und besonders 
infektionsgefährdeter Mitglieder bei der Veranstaltungsplanung.

5. Betroffene Mitglieder einzubeziehen: Chronisch kranke, hausgebundene und 
besonders infektionsgefährdete Mitglieder werden bei der Entwicklung und 
Umsetzung der Maßnahmen beteiligt. Die Teilnahme an digitalen Formaten und der 
Zugang zu Schutzmaßnahmen dürfen nicht vom Nachweis einer Diagnose, Behinderung 
oder eines bestimmten Schwerbehindertenstatus abhängig gemacht werden.

6. Politische Mitwirkung unabhängig vom Gesundheitszustand zu sichern: Digitale 
Beteiligungswege und flexible Kommunikationsformen sollen auch Mitgliedern mit 
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schwankender Belastbarkeit, eingeschränkter Kommunikationsfähigkeit oder 
begrenzter Teilnahmezeit ermöglichen, ihre Anliegen einzubringen. Dazu gehören 
insbesondere Chat, schriftliche Beiträge und die Bereitstellung von Unterlagen 
im Vorfeld.

7. Eine zentrale Anlaufstelle einzurichten: Der Bundesverband richtet eine 
zentrale Meldestelle ein, an die sich Mitglieder wenden können, wenn ihnen 
digitale oder hybride Teilnahme nicht ermöglicht wurde oder bei 
Präsenzveranstaltungen notwendige Infektionsschutzmaßnahmen fehlen. Die 
Meldestelle unterstützt bei der Suche nach konkreten Lösungen mit den 
zuständigen Gliederungen und wertet wiederkehrende Hindernisse aus.

Einfache Sprache

Alle Mitglieder sollen in unserer Partei mitmachen und mitentscheiden können. 
Das darf nicht davon abhängen, ob sie gesundheitlich an Veranstaltungen vor Ort 
teilnehmen können.

Viele unserer Mitglieder sind chronisch krank oder haben andere gesundheitliche 
Einschränkungen. Manche können deshalb nur manchmal oder gar nicht das Haus 
verlassen. Andere können wegen eines hohen Ansteckungsrisikos nicht sicher an 
Veranstaltungen vor Ort teilnehmen.

Bündnis 90/Die Grünen wollen eine Partei sein, in der alle Mitglieder 
gleichberechtigt mitmachen können. Alle sollen ihre Erfahrungen und Ideen 
einbringen und bei politischen Entscheidungen mitbestimmen können.

Dafür wollen wir unsere Veranstaltungen und Regeln besser an die Bedürfnisse 
aller Mitglieder anpassen. Wir wollen digitale Teilnahmen ermöglichen und bei 
Veranstaltungen vor Ort für guten Infektionsschutz sorgen.

Bündnis 90/Die Grünen verpflichten sich:

1. Hybride Teilnahme zum Standard zu machen. Der Bundesverband erstellt bis 2027 
verbindliche Regeln für barrierearme digitale und hybride Veranstaltungen. Diese 
Regeln sollen den Landes- und Kreisverbänden sowie den 
Bundesarbeitsgemeinschaften helfen, solche Veranstaltungen anzubieten.

2. Die nötige Technik und Unterstützung bereitzustellen. Der Bundesverband 
stellt geeignete digitale Technik, technische Hilfe und praktische Anleitungen 
bereit. So sollen die Gliederungen hybride Veranstaltungen zuverlässig 
durchführen können.

3. Satzungen und Regeln anzupassen. Der Bundesverband setzt sich dafür ein, dass 
die Satzungen und Geschäftsordnungen der Landes- und Kreisverbände sowie der 
Bundesarbeitsgemeinschaften angepasst werden. Alle Mitglieder sollen auch 
digital gleichberechtigt teilnehmen können.

4. Für Infektionsschutz bei Veranstaltungen vor Ort zu sorgen. Der Bundesverband 
erstellt verbindliche Regeln für wirksamen Infektionsschutz bei allen 
Parteiveranstaltungen. Dazu gehören gute Luft in Innenräumen, wirksames Lüften 
und Luftreinigung. Bei der Planung sollen die Bedürfnisse chronisch kranker und 
besonders ansteckungsgefährdeter Mitglieder berücksichtigt werden.
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5. Betroffene Mitglieder einzubeziehen. Chronisch kranke, ans Haus gebundene und 
besonders ansteckungsgefährdete Mitglieder sollen bei der Entwicklung und 
Umsetzung der Maßnahmen mitwirken. Niemand muss eine Diagnose, eine Behinderung 
oder einen bestimmten Schwerbehindertenstatus nachweisen, um digital teilnehmen 
oder Schutzmaßnahmen nutzen zu können.

6. Politische Mitwirkung unabhängig vom Gesundheitszustand zu ermöglichen. Auch 
Mitglieder, die unterschiedlich belastbar sind, nur eingeschränkt kommunizieren 
können oder nicht lange teilnehmen können, sollen ihre Anliegen einbringen 
können. Dafür soll es zum Beispiel Chats, schriftliche Beiträge und Unterlagen 
vor der Veranstaltung geben.

7. Eine zentrale Anlaufstelle einzurichten. Der Bundesverband richtet eine 
zentrale Meldestelle ein. Dort können sich Mitglieder melden, wenn sie nicht 
digital oder hybrid teilnehmen können oder bei Veranstaltungen vor Ort 
notwendige Schutzmaßnahmen fehlen. Die Meldestelle hilft dabei, gemeinsam mit 
den zuständigen Gliederungen Lösungen zu finden. Sie wertet außerdem aus, welche 
Probleme immer wieder auftreten.

Begründung

Politische Teilhabe darf nicht von der Gesundheit abhängen. Chronisch kranke und hausgebundene
Mitglieder brauchen verlässliche digitale Beteiligung und Infektionsschutz bei Veranstaltungen in
Präsenz. Eine inklusive Partei baut Barrieren ab und ermöglicht allen politische Teilhabe.

weitere Antragsteller*innen

Charlotte Basaric-Steinhübl (KV Mannheim); Jochen Stiepel (KV Hannover); Yvonne Jeschke (KV Herford);
Annette Lindemann (KV Bottrop); Philipp Rösch (KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf); Alexander Kräß (KV
Berlin-Steglitz/Zehlendorf); Sarah Zwittian (KV Hannover); Kristina Schormann (KV Bautzen); Jörn
Serbser (KV Hamburg-Eimsbüttel); Marie Elisabeth Zeidler (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Malte
Lohmann (KV Hannover); Uta Saenger (KV Hannover); Torben Laverty (aJKV Berlin-Steglitz/Zehlendorf);
Jonas Krone (KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf); Birgit Vasiliades (KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf); Silke
Lambeck (KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf); Michael Oberst (KV Berlin-Pankow); Andreas Strube (KV
Hamburg-Harburg); Alina Biesenbaum-Hegemann (KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf); sowie 98 weitere
Antragsteller*innen, die online auf Antragsgrün eingesehen werden können.
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